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B E G R Ü N D U N G  

zum Bebauungsplan Nr. 12, 18. Änderung der Stadt Heiligenhafen für den Bereich zwischen Eich-

holzweg im Süden und Aktiv-Hus im Norden zwischen dem Ostseeferienpark und dem Binnensee 

(Ferienzentrum / Steinwarder) 

1 Vorbemerkungen 

1.1 Planungserfordernis / Planungsziele 

Die Stadt Heiligenhafen beabsichtigt, das Areal westlich des Binnensees städtebaulich auf-

zuwerten. Die dortige Bebauung datiert überwiegend aus den 70er Jahren des letzten Jahr-

hunderts. Das vorhandene Gebäude mit überwiegend kleinen Läden und Imbissen ist unmo-

dern und entspricht, ebenso wie der vorhandene Kursaal, nicht mehr den Ansprüchen an 

eine attraktive touristische Infrastruktur. Es steht tlw. bereits leer. Vorgesehen ist die Errich-

tung eines im Norden des Grundstücks ein- bis dreigeschossigen Neubaus mit Kino-/Veran-

staltungssaal, Schank- und Speisewirtschaften und Läden, sowie ca. 90 Ferienwohnungen, 

die vorwiegend in einem neungeschossigen Gebäudeteil im Süden des Gesamtkomplexes 

untergebracht werden sollen. Ein privater Investor hat der Stadt Heiligenhafen das Projekt 

vorgestellt. Zur Umsetzung der Planvorstellungen wird die Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. 12 aus dem Jahr 1997 erforderlich. Die dort getroffenen Festsetzungen sehen eine nur 

eingeschossige Bebauung vor. 

Die Stadt Heiligenhafen unterstützt die Baumaßnahme und hat am 13.12.2018 die Aufstel-

lung des Bebauungsplanes Nr. 12, 18. Änderung beschlossen. Das Vorhaben ist geeignet, 

das Ferienzentrum am Binnensee städtebaulich aufzuwerten und den drohenden städtebau-

lichen Missstand durch weiteren Gebäudeleerstand abzuwenden. Von besonderer Bedeu-

tung für die Stadt Heiligenhafen sind dabei der Fortbestand bzw. die Wiederbelebung der 

touristischen Attraktionen, die ganzjährig der Allgemeinheit zur Verfügung stehen sollen.  

1.2 Rechtliche Bindungen 

Nach dem Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Schleswig-Holstein liegt das Plange-

biet im Ländlichen Raum in einem Schwerpunktraum für Tourismus und Erholung. Westlich 

des Plangebietes hinter dem Ostseeferienpark ist ein Vorbehaltsraum für Natur und Land-

schaft verzeichnet. 

Der Regionalplan 2004 für den Planungsraum II (alt) stellt ebenfalls Ländlichen Raum und 

einen Ordnungsraum für Tourismus und Erholung dar. Der Regionalplan führt weiter aus, 

dass die Funktion als Ferienzentrum qualitätsvoll auszubauen und aufzuwerten ist. 
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Maßnahmen der Saisonverlängerung sind zu ergreifen. Im Ferienpark Heiligenhafen stehen 

vor allem Maßnahmen zur Erneuerung, Aufwertung und Ergänzung der Infrastruktureinrich-

tungen an. 

Das Plangebiet liegt innerhalb des baulich zusammenhängenden Siedlungsgebietes des Un-

terzentrums Heiligenhafen. Diese Darstellung ist überlagert von einem Gebiet mit besonderer 

Bedeutung für Natur und Landschaft. Westlich des bebauten Bereichs verläuft ein Regionaler 

Grünzug.  

Der Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III 2020 verweist in Hauptkarte 1 auf die 

westlich des Ostseeferienparks gelegenen Natura-2000-Gebiete, die gleichzeitig auch als 

Gebiet, welches die Voraussetzungen für eine Unterschutzstellung nach § 23 Abs. 1 

BNatSchG i.V. mit § 13 LNatSchG als Naturschutzgebiet erfüllt gekennzeichnet sind, sowie 

als gesetzlich geschützter Biotop gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 LNatSchG größer 

20 Hektar. Für das Plangebiet selbst sind keine Eintragungen vorhanden. In Hauptkarte 2 ist 

ein Gebiet mit besonderer Erholungseignung dargestellt und westlich des Ostseeferienparks 

das Landschaftsschutzgebiet. Hauptkarte 3 kennzeichnet ein Hochwasserrisikogebiet und 

westlich des Ostseeferienparks einen klimasensitiven Boden. 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Heiligenhafen stellt Sonderbaufläche der 

Zweckbestimmung -Kur- dar. 

Der Landschaftsplan zeigt Sonderbaufläche -Kur- und Parkplatz. 

Für das Plangebiet gelten die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 12. Diese beinhalten 

im Wesentlichen ein Sondergebiet bei zulässiger Eingeschossigkeit in geschlossener Bau-

weise mit einer Grund- und Geschossflächenzahl von 0,5. Im Süden ist eine Stellplatzanlage 

für PKW und zwei Busse festgesetzt. 

Westlich des Plangebietes hinter dem Ostseeferienpark liegt das Landschaftsschutzgebiet 

„Küsten von Johannistal und Heiligenhafen einschließlich Salzwiesen“.  

Ebenfalls westlich an den Ostseeferienpark grenzen die Natura-2000-Gebiete EG - Vogel-

schutzgebiet 1530-491 „Östliche Kieler Bucht“ und FFH-Gebiet 1631-393 „Küstenlandschaft 

Nordseite der Wagrischen Halbinsel“.  
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2 Bestandsaufnahme 

Das Plangebiet liegt nordwestlich der zentralen Ortslage Heiligenhafen im Westen des Stein-

warders westlich des Binnensees, östlich des Ostseeferienparks und umfasst im Wesentli-

chen die Flurstücke 5/12, 5/13 5/15, 5/16, 5/17, 5/18 und 5/19 der Flur 2 der Gemarkung 

Heiligenhafen.  

Dort vorhanden ist ein eingeschossiges Gebäude, welches im Süden den ehemaligen Kur-

saal und im Norden kleine Läden und Schank- und Speisewirtschaften beherbergt. Tlw. steht 

das Gebäude leer. Südlich angrenzend an das Gebäude befindet sich ein öffentlicher Park-

platz; östlich die Promenade. Von der westlich gelegenen Privatstraße sind im Plangebiet 

vorhandene Stellplätze erreichbar. Das Gelände ist weitgehend eben. Im Norden und auf der 

Promenade finden sich einzelne Laubgehölze. Eine Kiefer ist ebenfalls vorhanden. 

Westlich des Plangebietes liegt der vielgeschossige Gebäudekomplex des Ostseeferien-

parks, in dem überwiegend Ferienwohnungen untergebracht sind. Nördlich grenzt die weitere 

touristische Bebauung des Ferienzentrums an; östlich die Promenade mit kleinen touristi-

schen Versorgungseinrichtungen und einem Appartementhaus am Binnensee. Die direkt 

südlich gelegene Fläche wird landwirtschaftlich genutzt, dahinter folgen südöstlich die Ge-

bäude der Fachklinik. 

Abb.: DA Nord 
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3 Begründung der Planinhalte 

3.1 Flächenzusammenstellung 

Das Plangebiet setzt sich wie folgt zusammen:  

SO-Gebiet: ca. 0,64 ha 57 % 

Verkehrsfläche: ca. 0,49 ha 43 % 

Gesamt: ca. 1,13 ha 100 % 

 

3.2 Bebauungskonzept 

Das Bebauungskonzept sieht im nördlichen Teil des Plangebietes eine ein- bis dreigeschos-

sige Bebauung vorwiegend für Kino-/Veranstaltungssaal, Schank- und Speisewirtschaften 

und Läden/Dienstleistungsbetriebe (z.B. Fußpflege, Physiotherapie, Friseur u.ä.) vor. In ei-

nem daran nach Süden anschließenden neungeschossigen Gebäudeteil sollen die Ferien-

wohnungen untergebracht werden. 
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3.3 Planungsalternativen / Standortwahl 

Eine grundsätzliche Alternative zum gewählten Standort besteht nicht. Das vorhandene Ge-

bäude mit dem Kursaal ist unmodern und entspricht nicht mehr den Anforderungen an eine 

zeitgemäße Infrastruktur. Teile der Anlage stehen bereits leer und können aufgrund der Bau-

mängel nicht mehr vermietet werden. Ein städtebaulicher Missstand zeichnet sich ab, der 

eine insgesamt negative Sogwirkung für den gesamten Bereich am Südende der Promenade 

auslösen kann. Die Stadt Heiligenhafen beabsichtigt daher, eben dieses Gebäude zu erset-

zen. Renovierungen oder Aufstockungen des vorhandenen Gebäudes sind aufgrund fehlen-

der statischer Voraussetzungen und der insgesamt schlechten Bausubstanz mit den damals 

verwendeten Materialien unwirtschaftlich. Auch aus umweltschützenden Überlegungen her-

aus ist ein Neubau an gleicher Stelle geboten. Die Inanspruchnahme freier Landschaft kann 

so vermieden werden. Eine alternative Anordnung der geplanten Gebäudeteile auf dem Areal 

führt nicht zu wesentlichen Unterschieden bezüglich der Auswirkungen auf die Umgebung. 

Es liegt hierzu eine Studie zu den Sichtbeziehungen zu Ostsee und insbesondere zum Bin-

nensee vor (vgl. Anlage 6 der Begründung), in der ein Baukörper mit max. 6 Vollgeschossen 

untersucht wurde. Dieses würde zu deutlich mehr Beeinträchtigungen der Appartements im 

Ostseeferienpark im Hinblick auf die Blickbeziehungen zum Binnensee führen. Auch in Be-

zug auf das Landschaftsbild würde ein niedrigerer Baukörper, der dafür in der Breite entspre-

chend wuchtiger wäre, keine Vorteile bieten. Hierzu liegt ebenfalls eine Untersuchung vor 

(vgl. Anlage 4 der Begründung). 

Die Reduzierung des Gesamtvolumens unter Verzicht auf die touristischen Angebote oder 

einen Teil der Ferienwohnungen kommt nicht in Betracht. Der Stadt Heiligenhafen ist die 

Wiederbelebung der südlichen Promenade als Auftakt in das Feriengebiet aus städtebauli-

cher Sicht sehr wichtig. Mit den Einrichtungen zur Freizeitgestaltung (Bowling, Kino etc.) und 

der Gastronomie in Verbindung mit kleinen Läden und Geschäften kann hier ein Anziehungs-

punkt nicht nur für Feriengäste, sondern auch für Tagestouristen und die eigene Bevölkerung 

geschaffen werden. Diese Einrichtungen allein lassen sich jedoch, insbesondere aufgrund 

des beabsichtigten ganzjährigen Betriebs, für sich allein nicht wirtschaftlich betreiben. Die 

vorliegende Machbarkeitsstudie (vgl. Anlage 7 der Begründung) führt hierzu wie folgt aus: 

„Die Wirtschaftlichkeitsberechnungen bestätigen diesen Ansatz vollumfänglich: Die Gewer-

beeinheiten für sich erwirtschaften ein Defizit von knapp -380 TEUR, das im Zeitablauf weiter 

ansteigen wird. Demgegenüber ermöglicht die Erweiterung um 95 Ferienwohnungen tatsäch-

lich eine Überdeckung des Defizits der Gewerbeeinheiten um zunächst rd. 320 TEUR. Diese 

Überdeckung schmilzt jedoch durch die Notwendigkeit von im Zeitablauf höheren Instand-

haltungskosten auf rd. 80 TEUR ab, die in den Folgejahren nur leicht ansteigen werden. Es 
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zeigt sich, dass im Falle einer Reduzierung der Ferienwohnungen kein Defizitausgleich für 

die Gewerbeeinheiten geleistet werden kann!“ 

Mit den im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen, die Ferienwohnungen im Erdge-

schoss ausschließen und mit einer entsprechenden Vertragsgestaltung der Stadt Heiligen-

hafen mit dem Investor wird sichergestellt, dass Ferienwohnungen nur in Verbindung mit den 

touristischen Einrichtungen entstehen. 

Alternativen ohne Berücksichtigung des avisierten Grundstücks bieten ebenfalls keine Vor-

teile. Im Hinblick auf einen schonenden Umgangs mit Grund und Boden kämen nur Flächen 

in Frage, die heute bereits einer Nutzung unterliegen und versiegelt sind. Das sind im we-

sentlichen Flächen, die heute als Stellplatz oder Parkplatz in Anspruch genommen sind. 

 Abb.: DA Nord 

Fläche 1 würde die Bebauung direkt an die Grenzen der Natura-2000-Gebiete rücken. Die 

Eingriffe in das Landschaftsbild wären etwas erheblicher. Auch bei diesem Standort würden 

sich die Blickbeziehungen von Appartements des Ostseeferienparks verschlechtern. Die ent-

fallenden Stellplätze müssten an anderer Stelle nachgewiesen werden, was wiederum der 

Bodenschutzklausel widerspräche. Zudem lägen die touristischen Angebote dann abseits 

der Promenade und nicht geeignet, eben diese aufzuwerten. Auch Standort 2 würde einen 

Ersatz der dort vorhandenen Parkplätze erfordern, der mit einer weiteren zusätzlichen Flä-

cheninanspruchnahme verbunden wäre. Blickbeziehungen Richtung Süden würden sich für 

1 

2 
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das Appartementhaus am Binnensee verschlechtern, ebenso von der Bebauung westlich des 

Eichholzwegs aus. Auch dem Ostseeferienpark würden tlw. Sichtbezüge zum Binnensee 

verstellt. Die Flächen 1 und 2 stehen zudem nicht zur Verfügung. Mit der Verwirklichung des 

Projektes an einem anderen Standort unter Beibehaltung des status quo im Bereich von Kur-

saal und Ladenzeile kann zudem der sich abzeichnende städtebauliche Missstand durch 

Leerstand und insgesamt fehlender Attraktivität nicht behoben werden.  

3.4 Auswirkungen der Planung 

 Tourismus / Wirtschaft 

Das geplante Projekt entspricht grundsätzlich den Zielen der Tourismusstrategie 2025 des 

Landes Schleswig-Holstein und den landesplanerischen Vorgaben des Landesentwicklungs-

plans 2010 sowie seiner Fortschreibung (Entwurf 2018) und des Regionalplans 2004 für den 

Planungsraum II.  

Die Tourismusstrategie 2025 des Landes Schleswig-Holstein fokussiert mehrere Zielgrup-

pen: 

• Natururlauber -sie wollen die Ursprünglichkeit der Natur in Schleswig-Holstein erleben  

• Familien mit Kindern - gemeint sind vor allem die "Wasserratten" und "Aktivfamilien"  

• Entschleuniger - sie wollen abschalten, sich verwöhnen lassen und etwas für die Ge-
sundheit tun 

• Neugierige - sie wollen Land und Leute kennenlernen und verschiedene Aktivitäten aus-
probieren 

Das Feriengebiet Steinwarder ist mit seinen vielfältigen touristischen Angeboten und Über-

nachtungsmöglichkeiten sowie der exponierten Lage zwischen Ostsee und Binnensee sehr 

gut geeignet, alle in der Tourismusstrategie genannten Zielgruppen anzusprechen. Die Kom-

bination aus Unterkunft und Freizeitattraktionen bedient dabei auch diejenigen, die für ihre 

Übernachtung lieber ein komfortables Hotel wählen, aber dennoch vielfältige Aktivitäten im 

Urlaub schätzen.  

In den Schwerpunkträumen für Tourismus und Erholung des Landesentwicklungsplans 2010 

soll dem Tourismus und der Erholung besonderes Gewicht beigemessen werden, das bei 

der Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen und Vorhaben zu 

berücksichtigen ist. Maßnahmen zur Struktur- und Qualitätsverbesserung sowie zur Saison-

verlängerung sollen hier Vorrang vor einer reinen Kapazitätserweiterung des Angebotes be-

ziehungsweise dem Bau neuer Anlagen haben. Zusätzliche Kapazitäten sind denkbar, wenn 

sie eine Struktur- und/oder Qualitätsverbesserung des Angebots bewirken. Der Entwurf der 
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Fortschreibung des Landesentwicklungsplans 2018 führt aus, dass dabei die touristischen 

Planungen und Maßnahmen im Land insbesondere auf einen Qualitätstourismus und Saison 

verlängernde Maßnahmen ausgerichtet sein sollen, um die Wachstumspotenziale des Tou-

rismus zu nutzen. 

In den Ordnungsräumen für Tourismus und Erholung nach dem Regionalplan 2004 (alt) sol-

len vorrangig Qualität und Struktur des touristischen Angebots verbessert, Maßnahmen zur 

Saisonverlängerung durchgeführt und der Aufbau neuer touristischer Angebote auch im Be-

reich des höherwertigen Unterkunftsangebotes gefördert werden. Neue touristische Infra-

strukturen sollen im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung insbesondere zur Unterstüt-

zung und Fortentwicklung bestehender Strukturen und Funktionen entwickelt werden. Grö-

ßere touristische Bauvorhaben und große Freizeitanlagen bedürfen einer besonders sorgfäl-

tigen Planung unter dem Gesichtspunkt der Umweltverträglichkeit. Sie sollen vorrangig der 

touristischen Qualitäts- und Profilentwicklung der Region dienen; sie sind daher in enger re-

gionaler Abstimmung zu entwickeln. 

Das Vorhaben entspricht vollständig den im Landesentwicklungsplan und Regionalplan auf-

geführten Grundsätzen und den im Regionalplan dargelegten Ausführungen für Heiligenha-

fen. Danach ist das Ferienzentrum qualitätsvoll auszubauen und aufzuwerten. Neuen Anfor-

derungen der Gäste an die touristische Infrastruktur kann mit der Planung entsprochen wer-

den. Zudem wirken die vorgesehenen touristischen Angebote (u.a. Neubau des Kursaals mit 

erweitertem Angebot an Freizeitaktivitäten und Gastronomie, Läden und Einkaufsmöglich-

keiten) saisonverlängernd. Die zusätzlichen Ferienwohnungen sind geeignet, die hohe Nach-

frage nach diesem Unterkunftsangebot zu bedienen. In den letzten Jahren ist entlang der 

Ostseeküste geradezu ein Boom an Ferienwohnungsvermietungen entstanden. Auch die sei-

tens des Tourismusverbandes Heiligenhafen seit 2004 ermittelten Übernachtungszahlen zei-

gen bis 2018 nahezu eine Verdopplung (2004 ca. 446.200, 2018 ca. 860.200). Auswertungen 

vorhandener Ferienunterkünfte aus den Jahren 2017 und 2018 ergeben weiterhin eine zu-

nehmende Auslastung der Ferienwohnungen. Die Unterbringung weiterer Ferienwohnungen 

innerhalb des vorhandenen Ferienzentrums trägt zudem zu einer besseren Auslastung der 

touristischen Infrastrukturangebote bei.  

Die positiven Auswirkungen der Planung auf den Tourismus nicht nur in Heiligenhafen, son-

dern der gesamten Region werden seitens der IHK Lübeck bestätigt. In einer Stellungnahme 

vom 26.05.2020 wird u.a. Folgendes ausgeführt: 

„Mit der Planung des Freizeitzentrums Heiligenhafen wird das bestehende Areal grundlegend 

modernisiert und die touristische Infrastruktur durch attraktive und saisonverlängernde An-

gebote ergänzt. Der aktuelle Zustand des Areals kann als modernisierungsbedürftig 
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beschrieben werden. Insbesondere mit Blick auf die in den letzten Jahren vollzogene Neu-

gestaltung des Areals am östlichen Steinwarder ist eine Modernisierung des Ferienzentrums 

zur Aufrechterhaltung der Wettbewerbsfähigkeit ausdrücklich zu begrüßen. Bei dem Neubau 

an Wohnungen handelt es sich um ein ergänzendes touristisches Angebot, das in Kombina-

tion mit Bowlinganlage, Supermarkt, Restaurationen, Gewerbe und Sky-Bar nicht nur die At-

traktivität und Bekanntheit der gesamten Ostseeküste Schleswig-Holsteins steigert sondern 

auch das Freizeitangebot für die regionale Bevölkerung ergänzt.“  

Das Vorhaben leistet weiterhin auch einen Beitrag zur regionalen Entwicklung. Es werden 

ca. 65 Arbeitsplätze geschaffen und zusätzliche steuerliche Einnahmen für die Stadt Heili-

genhafen generiert. Die IHK Lübeck führt hierzu folgendes aus:  

„Die Investitionen verbessern nicht zuletzt das infrastrukturelle Angebot im Rahmen von Frei-

zeitaktivitäten und Nahversorgung für die lokale und regionale Bevölkerung. Touristische In-

vestitionen lösen nicht selten positive Effekte auf die örtliche Infrastruktur aus, welche zu-

sammen mit Freizeitangeboten wiederum auch als positive Standortfaktoren für Unterneh-

men und deren Mitarbeiter gewertet werden, insbesondere wenn es um die Gewinnung von 

Fach- und Führungskräften geht.“  

Zu dem Projekt liegt eine Machbarkeitsstudie vor (Gutachten, Machbarkeitsstudie Erweite-

rung Ferienpark Heiligenhafen, Adam & Partner, Hamburg, 22.06.2020). Dort wird der Bedarf 

an den geplanten Einrichtungen bestätigt: „Der quantitativ sehr hohen Nachfrage durch rd. 

157.000 Einwohner im Einzugsgebiet und knapp 200.000 Übernachtungstouristen (zuzüglich 

Tagestouristen!) allein in Heiligenhafen steht ein geringer Wettbewerb in allen Segmenten 

der relevanten Märkte (beim Supermarkt, den Läden und den Gastronomiebereichen zumin-

dest am Mikrostandort) gegenüber, der adäquate Entwicklungschancen bietet. Als positiv 

erweisen sich auch die klare Struktur der qualitativen Nachfrage inklusive der preispolitischen 

Spielräume für die späteren potenziellen Betreiber sowie die vorhersehbar weiter prosperie-

rende Entwicklung Heiligenhafens. Die konzeptionellen Rahmendaten des geplanten Neu-

baus am Ferienpark in Heiligenhafen zeigen in Bezug auf die Gewerbeeinheiten ein stimmi-

ges und attraktives Angebotsmix in adäquater Flächenauslegung.“ 

Insgesamt geht die Stadt Heiligenhafen davon aus, dass mit dem geplanten Vorhaben eine 

deutliche Attraktivitätssteigerung der südlichen Promenade einhergehen wird, die diesen Be-

reich auch städtebaulich weiter aufwerten wird. 
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 Orts- und Landschaftsbild 

Ortsbild 

Das Ortsbild im Südteil des Feriengebietes ist heute geprägt durch die massive Bebauung 

des Ostseeferienparks mit ihren bis zu 15 Geschossen. Die Anlage ist hufeisenförmig ange-

ordnet, wobei die „offene“ Seite nach Osten zum Binnensee zeigt. An der „offenen“ Seite 

befindet sich zurzeit die vglw. niedrige Bebauung mit Ladenzeile und Kursaal. 

 Abb.: PLOH (Blick von Südosten) 

 Abb.: PLOH (Blick von Süden) 

 Abb.: PLOH (Blick von Norden) 
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 Abb.: PLOH (Blick von Westen) 

Die Aufnahmen zeigen deutlich, dass die hier vorhandene Bebauung den Anforderungen an 

eine moderne, heutigen Ansprüchen genügende Architektur nicht mehr entspricht.  

Mit der Planung setzt die Stadt Heiligenhafen nun einen markanten Auftakt an den Beginn 

der Promenade. Die sich daraus ergebenden Auswirkungen u.a. auf das Ortsbild wurden in 

einer Studie untersucht (vgl. Anlage 4 der Begründung). Aus nördlicher Richtung die Prome-

nade entlang spazierend ergeben sich folgende Perspektiven in Bestand und Planung: 

 Abb.: Studie PLOH (Bestand) 

 Abb.: Studie PLOH (Planung) 
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Es eröffnet sich zwar eine andere Ansicht, die aber im Hinblick auf die Gebäude des Ostsee-

ferienparks hinten rechts im Bild das Ortsbild zwar verändert, aber nicht weiter störend wirkt. 

Aus südlicher Richtung kommend, präsentiert sich das Feriengebiet dem Betrachter wie 

nachfolgend abgebildet. Sowohl der Kursaal als auch das Aktiv-Hus werden von der mächti-

gen Silhouette des Ostseeferienparks dominiert. Der geplante Neubau rückt sich von diesem 

Standort aus deutlich in den Vordergrund, obwohl seine Gesamthöhe die Gebäude des Ost-

seeferienparks tatsächlich nicht überragt. 

 Abb.: Studie PLOH (Bestand) 

 Abb.: Studie PLOH (Planung) 

Die vorliegende Studie kommt im Hinblick auf das Ortsbild zu folgender Zusammenfassung: 

„Größere Auswirkungen durch das Vorhaben ergeben sich auf das lokale Ortsbild. Mit der 

Planung wird die städtebauliche Konzeption des Ostseeferienparks aus den 70er Jahren des 

letzten Jahrhunderts tlw. aufgegeben. Anstelle einer durchgehend niedrigen Bebauung vor 

dem „Hufeisen“ der vielgeschossigen Ferienwohnungsgebäude tritt hier zumindest tlw. nun 

ein neungeschossiger Gebäudeteil. Etwa 1/3 der geplanten Bebauung erhält eine Höhe 
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entsprechend des heutigen Kursaals (13 m ü. NHN), und 1/3 wird etwa der Höhe des Ak-

tivhus (16,2 m ü. NHN) entsprechen. Im Süden des Plangebiets entsteht ein deutlich höherer 

Gebäudeteil (40,5 m ü.NHN), der aber als Solitär nur einen kleinen Teil der „offenen“ Seite 

des hufeisenförmigen Ostseeferienparks verstellt. Insbesondere von der südlichen Zufahrts-

straße aus präsentiert dieser sich allerdings markant und drängt auch die vorhandene nied-

rigere Bebauung von Aktiv-Hus und Appartementanlage am Binnensee etwas in den Hinter-

grund. Dieser neue städtebauliche Ansatz bietet aber auch einen architektonischen Blick-

fang, der für die im Neubau mit untergebrachten öffentlichen Nutzungen (Kino, Bowling, Res-

taurants, Läden) wegweisend wirken kann. Da die vorhandene Bebauung des Ostseeferien-

parks tatsächlich nicht überragt wird, ist eine derartige andere architektonische Ausrichtung 

gerade in einem schon vglw. alten städtebaulichen Quartier aus städtebaulicher Sicht ver-

tretbar.“ 

Die Stadt Heiligenhafen hat sich entschieden, die städtebauliche Konzeption aus dem letzten 

Jahrhundert für das Gesamtensemble tlw. aufzugeben, um die Promenade attraktiver gestal-

ten und aufwerten zu können. Es erscheint zudem sinnvoll, im Gesamtkontext einen geplan-

ten mit neun Vollgeschossen höheren Gebäudeteil in räumlicher Nähe zu anderer vielge-

schossiger Bebauung gebündelt unterzubringen. Höhere Gebäude befinden sich mit sieben 

Geschossen erst wieder am Nordufer des Binnensees. 

Landschaftsbild 

Nach dem Regionalplan 2004 (alt) liegt das Plangebiet in einem Gebiet mit besonderer Be-

deutung für Natur und Landschaft. Dort ist bei der Abwägung mit anderen Nutzungsansprü-

chen dem Naturschutz und der Landschaftspflege ein besonderes Gewicht beizumessen. In 

diesen Gebieten sollen Planungen und Maßnahmen nur durchgeführt werden, wenn sie Na-

turhaushalt und Landschaftsbild nicht grundlegend belasten.  

Um die Auswirkungen auf das Landschaftsbild bewerten zu können, hat die Stadt Heiligen-

hafen eine Untersuchung erarbeiten lassen (Anlage 4, Studie zum Orts- und Landschaftsbild, 

Bebauungsplan Nr. 12, 18. Änderung der Stadt Heiligenhafen, PLOH, Bad Schwartau, 

14.05.2020). Die Untersuchung kommt zu folgendem Fazit:  

„Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sind durch die Planung kaum zu erwarten. Ins-

besondere vom westlich des Ferienzentrums gelegenen Natura-2000-Gebiet ist das Vorha-

ben praktisch nicht wahrnehmbar, da es vom Gebäudekomplex des Ostseeferienparks weit-

gehend verdeckt wird. Auch vom Steinwarder Damm und von Süden bzw. Südosten aus 

verändert sich das Landschaftsbild kaum. Die größte Veränderung ergibt sich hier von 
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Nordosten (Standort 1). Dazu ist auszuführen, dass am Nordufer des Binnensees noch wei-

tere größere Appartementhäuser vorhanden sind, und auch der Gebäudekomplex des Ost-

seeferienparks das Landschaftsbild hier deutlich vorbelastet. Eine erhebliche unzuträgliche 

Beeinträchtigung wird durch das Vorhaben im Hinblick auf das Landschaftsbild nicht gese-

hen.“ 

Die Stadt Heiligenhafen schließt sich dem Untersuchungsergebnis an. Eine unzuträgliche 

Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist mit der Planung nicht verbunden. Zur Vermei-

dung von Wiederholungen wird hier auf die umfangreichen Darlegungen im Umweltbericht 

(Ziffer 6 dieser Begründung) verwiesen. 

 Naturschutz / Artenschutz / Klimaschutz 

Die Planung folgt den umweltschützenden Grundsätzen des § 1a des Baugesetzbuches. Das 

Vorhaben wird nach Abriss eines Gebäudes an gleicher Stelle errichtet. Die Inanspruch-

nahme freier Landschaft erfolgt nicht. Das Areal ist heute bereits weitgehend versiegelt. Die 

Unterbringung der Ferienwohnungen in einem mehrgeschossigen Gebäudeteil trägt eben-

falls zu einer Begrenzung des Flächenverbrauchs bei. Wertvolle Grünstrukturen sind im Plan-

gebiet mit Ausnahme einiger Solitärgehölze nicht vorhanden. Diese werden soweit möglich 

erhalten bzw. durch Neupflanzungen ersetzt. Das Ergebnis der Umweltprüfung wird beach-

tet. 

Zum Artenschutz liegt eine Faunistische Potenzialanalyse und Artenschutzprüfung vor. (vgl. 

Anlage 1 der Begründung, Faunistische Potenzialanalyse und Artenschutzprüfung sowie 

FFH-Verträglichkeitsstudie für das EG - Vogelschutzgebiet 1530-491 „Östliche Kieler Bucht“ 

und FFH-Gebiet 1631-393 „Küstenlandschaft Nordseite der Wagrischen Halbinsel“ für die 

18. Änd. des B-Planes 12 Heiligenhafen, Dipl.-Biol. Karsten Lutz, Hamburg, 19.05.2020). 

Diese kommt zu dem Ergebnis, dass bei der Beachtung von Maßnahmen (Brutnischen für 

Haussperling und Hausrotschwanz sowie der Bereitstellung neuer künstlicher Fledermaus-

quartiere) die ökologischen Funktionen der Fortpflanzungsstätten zu erhalten wären. Die ge-

nannten Maßnahmen werden bei der Planung umgesetzt. Unüberwindliche Hindernisse zur 

Verwirklichung des Vorhabens liegen somit durch die Bestimmungen des § 44 BNatSchG 

nicht vor. Insoweit wird das Ergebnis der Umweltprüfung beachtet. Zur Vermeidung von Wie-

derholungen wird hier auch auf die umfangreichen Darlegungen im Umweltbericht (Ziffer 6 

dieser Begründung) verwiesen. 

Beeinträchtigungen der westlich des Ostseeferienparks gelegenen FFH- und Vogelschutz-

gebiete sind nicht zu erwarten. Ein Heranrücken von Bebauung an die Schutzgebiete erfolgt 

nicht. Zudem befindet sich der Ostseeferienpark zwischen dem Plangebiet und dem Natura-

2000-Gebiet. Es liegt eine FFH-Verträglichkeitsstudie vor (vgl. ebenfalls Anlage 1 der 
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Begründung). Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass das Vorhaben nicht zu erheblichen 

Beeinträchtigungen dieser Gebiete führt. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird hier 

auch auf die umfangreichen Darlegungen im Umweltbericht (Ziffer 6 dieser Begründung) ver-

wiesen. 

Aufgrund der Lage im Ortsgefüge und der vollständig bereits bebauten Grundstücke wird mit 

dieser Bauleitplanung eine Auswirkung auf den Klimawandel nicht angenommen. Auf kon-

krete Festsetzungen zum Klimaschutz wird im Hinblick auf die detaillierten Regelungen im 

Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG), der Verordnung über energiesparenden 

Wärmeschutz und energiesparende Anlagentechnik bei Gebäuden (Energieeinsparverord-

nung – EnEV) sowie dem Energieeinsparungsgesetz (EnEG) verzichtet. Die Bauleitplanung 

ist eine Angebotsplanung; ein konkretes Zeitfenster zur Umsetzung besteht nicht. Von daher 

ist zu befürchten, dass im Bebauungsplan getroffene Festsetzungen ggf. in einigen Jahren 

nicht mehr den inzwischen fortgeschrittenen technischen Entwicklungen entsprechen. Solar-

anlagen sind zulässig. 

 Immissionen/Emissionen 

Das Plangebiet ist keinen Immissionen ausgesetzt.  

Zu den Auswirkungen des Vorhabens auf die Nachbarschaft liegt ein Gutachten vor (vgl. 

Anlage 2, Stadt Heiligenhafen, Bebauungsplan Nr. 12 „Ferienzentrum Heiligenhafen“, Lärm-

technische Untersuchung, Wasser- und Verkehrs-Kontor GmbH, Neumünster, 10.08.2020). 

Dieses zeigt auf, dass keine Lärmprobleme bestehen, die nicht durch Maßnahmen baulicher 

und organisatorischer Art zu lösen wären. Die Maßnahmen werden bei der Planung beach-

tet. Organisatorische Maßnahmen zur Verminderung der Wirkungen des Verkehrslärms auf 

öffentlichen Straßen sind nicht erforderlich. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird hier 

auf die umfangreichen Darlegungen im Umweltbericht (Ziffer 6 dieser Begründung) verwie-

sen. Das Ergebnis der Umweltprüfung wird beachtet. 

 Blickbeziehungen 

Durch die Planung verschlechtern sich für die westlich gelegenen Gebäude des Ostseeferi-

enparks die Sichtbeziehungen im Wesentlichen zum Binnensee gegenüber dem derzeitigen 

Gebäude. Die Stadt Heiligenhafen hat dazu eine Studie anfertigen lassen, in der diese Ver-

änderungen aufgezeigt und bewertet werden (Anlage 6, Studie zu Sichtbeziehungen, Be-

bauungsplan Nr. 12, 18. Änderung der Stadt Heiligenhafen, PLOH, Bad Schwartau, 

05.10.2020). 
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In dieser Untersuchung werden zunächst die heutigen Blickbeziehungen zu Binnensee und 

Ostsee von den von der Planung betroffenen Appartements ermittelt. Die im Ostseeferien-

park an den äußeren Nord,- West- und Südfassaden gelegenen Appartements sind von der 

Planung im Hinblick auf die Blickbeziehungen nicht berührt. Dem gegenübergestellt werden 

sodann die Auswirkungen der beabsichtigten Planung, die Darstellung einer Alternative mit 

geringerer Zahl der Vollgeschosse in einer anderen Verteilung sowie eine mögliche Bebau-

ung anhand der Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 12. 

Basis der Untersuchung ist die Aufskizzierung der vorhandenen Bebauung mit den von ei-

nem öffentlich bestellten Vermessungsingenieur eingemessenen Gebäudehöhen über Nor-

malhöhennull.  

 Abb.: PLOH (Norden etwa am rechten Seitenrand) 

Auswirkungen ergeben sich erst ab dem 3. Vollgeschoss, da die ersten beiden Geschosse 

niedriger als die vorhandene Ladenzeile liegen. 

   

Bestand 3. Geschoss                                                                  Planung 3. Geschoss 
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Für das 3. und 4. Geschoss verschlechtern sich die Ausblickmöglichkeiten durch die Pla-

nung. Die heutige Blickbeziehung für die Blöcke F, G, H, K und L sowie Q nach Norden und 

vermehrt von Block P über die Ladenzeile von +7,40 m hinweg entfällt. Lediglich von Block 

P und Block Q verbleibt in östlicher/südöstlicher Richtung der Blick zum Binnensee am Ap-

partementhaus vorbei und für Block E ein schmaler Ausschnitt zwischen geplanter Bebauung 

und Aktivhus. 

   

Alternative 3. Geschoss                                                              Fiktive Planung nach B-Plan 12 3. Geschoss 

Die Alternative mit einer niedrigeren Bebauung und die fiktive Neubebauung nach den Fest-

setzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes zeigen die gleichen Auswirkungen für das 

3. und 4. Vollgeschoss. 

   

Bestand 5. Geschoss                                                                Planung 5. Geschoss 

Im Bestand ist ab dem 5. Geschoss ein Blick über den Gebäudebestand von +13,00 m (Kur-

saal, Appartementhaus) hinweg möglich. Damit haben alle Appartements mit Ausnahme der 

Ostfassade von Block A, die vom Aktivhus verstellt ist, und den Blöcken N und O, denen 

Block Q und das Aktivhus den Blick versperren, Aussicht auf den Binnensee. Von der 
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Ostfassade Block A ist ab Geschoss 6 ein Blick über das Aktivhus möglich, ebenso für die 

Blöcke N und O, jedoch beschränkt Block Q hier die Aussicht nach Osten. Für Block N und 

O wird ab dem 8. Geschoss über Block Q hinweggeschaut. 

Mit der beabsichtigten Planung kann ab dem 5. Geschoss über den geplanten zweigeschos-

sigen Gebäudeteil (+12,95) hinweg geschaut werden. Damit verbleibt für die Blöcke B, C, E, 

F, G, H, K und L zumindest ein tlw. Binnenseeblick. Für Block P und Q entfällt der Blick nach 

Nordosten. Nach Osten und Südosten ändert sich für Block P und Q nichts. Block N und O 

verdecken das Aktivhus und Block Q maßgeblich die Aussicht. Block A nach Süden bleibt 

vom Aktivhus verstellt. 

   

Alternative 5. Geschoss                                                             Fiktive Planung nach B-Plan 12 

Die Alternative mit insgesamt niedriger Bebauung (max. 6 Vollgeschosse) bietet ab dem 

5. Vollgeschoss keine Verbesserung gegenüber der Planung. Ab dem 5. Geschoss kann von 

den Blöcken P und Q über das Appartementhaus am Binnensee hinweg geschaut werden; 

diese Blickbeziehungen nehmen deutlich zu. Für Block E erweitert sich die Aussicht nur mi-

nimal, Block F sieht einen schmalen Ausschnitt zwischen Gebäude und Aktivhus.  

Ab dem 5. Geschoss ist der Blick über eine fiktive nach dem rechtskräftigen Bebauungsplan 

zulässige Bebauung von +13,00 m hinweg möglich. Damit haben alle Appartements mit Aus-

nahme der Ostfassade von Block A, die vom Aktivhus verstellt ist, und den Blöcken N und 

O, denen Block Q und das Aktivhus den Blick versperren, Aussicht auf den Binnensee.  
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Planung 6. Geschoss                                                                        Alternative 6. Geschoss 

Ab dem 6. Geschoss wirkt sich die Planung nicht mehr erheblich auf die Blickbeziehung zum 

Binnensee aus. Am deutlichsten betroffen sind auch hier die nach Osten zeigenden Fassa-

den der Blöcke P und Q, denen der Blick nach Nordosten entfällt, nach Osten und Südosten 

aber unverändert bleibt. Für die Blöcke N und O beschränkt Block Q im 6. Geschoss noch 

die Aussicht nach Nordosten; ab dem 8. Geschoss wird aber über Block Q hinweggeschaut. 

Aus den oberen Geschossen (ab IX) des Ostseeferienparks schaut man auch über die nied-

rigeren Einheiten desselben hinweg. 

Ab dem 6. Geschoss kann bei der Alternative über den dreigeschossigen mittleren Gebäu-

deteil sowie das Aktivhus hinweg der Binnensee bzw. die Ostsee gesehen werden. Damit 

erhalten die Blöcke K, L, N und O in nordöstlicher bzw. östlicher Richtung eine Sichtbezie-

hung zu Ostsee, die Blöcke E, F, G und H können in östlicher Richtung den Binnensee se-

hen. Für die Blöcke P und Q verbleibt es bei der Sicht nach Osten und Südosten. Erst ab 

dem 8. Geschoss sind die Auswirkungen auf den Blick zu Ostsee oder Binnensee nicht mehr 

erheblich. Von allen betroffenen Blöcken kann der Binnensee und/oder die Ostsee gesehen 

werden, zumal nun auch ein Blick über Block Q möglich wird. Ab dem 11. Geschoss behin-

dert die Alternativplanung die Blickbeziehungen nicht mehr, da dann auch über den gedach-

ten Gebäudeteil mit 6 Vollgeschossen zuzüglich Staffelgeschoss hinweggeschaut werden 

kann. 

 

Die zusammenfassende Tabelle zeigt, dass sich der Anteil der Appartements ohne Blickbe-

ziehung zu Ostsee und Binnensee bei Durchführung der Planung um 9 % erhöht. Bei Reali-

sierung der Alternative wären 16 % der Appartements entsprechend schlechter gestellt. Das 
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Planspiel einer fiktiven Bebauung nach den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungs-

planes Nr. 12 würde immerhin den Anteil der Appartements ohne Blickbeziehung noch um 

7 % erhöhen. Der Anteil der Appartements mit eingeschränktem Blick nimmt um etwa 1 % 

zu. 

Die vorstehenden Ausführungen verdeutlichen, dass die Planung für die unteren beiden Ge-

schosse des Ostseeferienparks zu keinen Veränderungen im Hinblick auf den Blick zu Ost-

see und Binnensee führen. Im 3. Vollgeschoss verschlechtern sich die Blickbeziehungen er-

heblich. Aus den östlichen Fassaden des Ostseeferienparks ist überwiegend kein Seeblick 

mehr möglich. Ab dem 5. Geschoss wird mit der Planung wieder eine, wenn auch einge-

schränkte Sichtbeziehung zum Binnensee möglich. Ab dem 6. Geschoss sind die Auswir-

kungen nicht mehr als erheblich anzusehen, da von allen betroffen Blöcken wieder ein groß-

zügiger Blick frei wird.  

Im Szenario ab Geschoss V bietet die Planung gegenüber der geprüften Alternative deutliche 

Vorteile. Zwischen geplanter Bebauung und Aktivhus verbleibt ein hinreichender Ausschnitt, 

mit dem der Binnensee sichtbar wird. Gleiches gilt für die Blickbeziehungen ab dem 6. Ge-

schoss. In der Alternativplanung beeinträchtigen zwei Gebäudeteile den freien Blick, mit der 

beabsichtigten Planung nur ein, wenn auch höherer, Baukörper im Süden. Ab dem 8. Voll-

geschoss bestehen keine signifikanten Unterschiede zwischen den geprüften Varianten, da 

aus allen Blöcken größere Sichtbezüge zu Binnensee und Ostsee bestehen.  

Das durchgeführte Planspiel einer fiktiven Bebauung bei Ausnutzung der Festsetzungen des 

rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 12 zeigt auf, dass mit der beabsichtigten Planung (inkl. 

ca. 90 Ferienwohnungen) gegenüber bereits bestehenden Baumöglichkeiten lediglich 

10 weitere Appartements den Binnenseeblick verlieren und 8 zusätzliche Appartements nur 

noch ein eingeschränkter Ausblick erhalten bliebe.  

 Schattenfall 

Mit dem geplanten Neubau verändern sich die Schattenverhältnisse sowohl für den Ostsee-

ferienpark als auch für die Promenade. Insbesondere der neungeschossige Gebäudeteil wird 

deutlich mehr Schatten werfen als der heutige vglw. niedrige Bestand. Die Stadt Heiligenha-

fen hat die Veränderungen des Schattenwurfs untersuchen lassen (vgl. Anlage 5, Studie zum 

Schattenfall, Bebauungsplan Nr. 12, 18. Änderung der Stadt Heiligenhafen, PLOH, Bad 

Schwartau, 18.05.2020). Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass sich das geplante Vorha-

ben auf die Schattenverhältnisse der benachbarten Gebäude und der Promenade nicht er-

heblich auswirkt. Eine ausreichende Besonnung und Belichtung der Wohnungen werden 

grundsätzlich nicht beeinträchtigt. Auch die Promenade wird lediglich in den Nachmittags-

stunden und nur partiell im Schatten liegen. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird hier 
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auf die umfangreichen Darlegungen im Umweltbericht (Ziffer 6 dieser Begründung) verwie-

sen. 

 Windverwirbelungen 

Zu möglichen Windverwirbelungen und Gefahren durch Böen liegt ein Gutachten vor (vgl. 

Anlage 9, Expertise Windkomfort für das Projekt Freizeitzentrum Binnensee/Heiligenhafen, 

GEO-NET Umweltkonsulting GmbH, Hannover, 29.09.2020). Das Gutachten kommt zu dem 

Ergebnis, dass im Ist-Zustand die Windkomfortkriterien im Kernbereich des Bewertungsge-

bietes erfüllt werden. Am Rande des Bewertungsgebietes werden die Windkomfortkriterien 

teilweise nicht erfüllt. Die Veränderungen im Plan-Zustand bewirken hauptsächlich südöstlich 

des geplanten Gebäudes in einem beschränkten Bereich, dass die Windkomfortkriterien 

nicht mehr erfüllt werden. Abgesehen davon wirkt sich das geplante Gebäude nicht signifi-

kant auf den Windkomfort in der Umgebung der Bestandsgebäude aus. Die Häufigkeit von 

Böen mit einer Geschwindigkeit von 8 m/s oder mehr im klimatologischen Mittel in der unmit-

telbaren Nähe von Balkonen des bestehenden Ferienparkgebäudes ändert sich auf Grund 

des geplanten Gebäudes nicht oder verringert sich. Demnach hat das geplante Gebäude auf 

die Windverhältnisse an den Balkonen im klimatologischen Mittel keinen negativen Einfluss. 

Lediglich zwischen der Kante dieses bestehenden Gebäudes und dem geplanten Gebäude 

treten in den unteren Höhen häufiger diese Art von Böen auf. 

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird hier auch auf die umfangreichen Darlegungen im 

Umweltbericht (Ziffer 6 dieser Begründung) verwiesen. Die Untersuchungsergebnisse zei-

gen, dass mit der Planung keine Beeinträchtigungen der Bestandsgebäude in der Umgebung 

zu befürchten sind. 

 Städtebauliche Segregation 

Der Ostseeferienpark datiert aus den siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts. Nach dem 

damaligen Zeitgeist gebaut, präsentiert sich die Anlage aus heutiger Sicht natürlich unattrak-

tiv, auch wenn die erforderlichen Instandsetzungsarbeiten und Modernisierungen innerhalb 

der Appartements durchgeführt werden. Grundsätzlich jeder Neubau wird sich heutigen An-

sprüchen entsprechend moderner präsentieren. Insgesamt sind in dem Gebäudekomplex 

des Ostseeferienparks knapp 1.700 Appartements vorhanden. Der geplante Neubau von 

touristischen Einrichtungen in Verbindung mit ca. 90 Ferienwohnungen wird die Gesamtzu-

sammensetzung der Feriengäste in diesem Bereich allenfalls marginal verändern. Der Anteil 

zusätzlicher Ferienwohnungen liegt nur bei etwa 5 %.  
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3.5 Bewertung der Auswirkungen 

Die vorstehenden Betrachtungen zeigen, dass negative Auswirkungen lediglich im Hinblick 

auf eine Verschlechterung der Sichtbeziehungen im Wesentlichen auf den Binnensee zu er-

warten sind. Demgegenüber stehen zu erwartende positive Auswirkungen auf den Touris-

mus.  

Die übrigen untersuchten Belange sind durch die Planung nicht nachteilig betroffen (Ort- und 

Landschaftsbild, Verschattung, Windverwirbelung, Segregation) bzw. bei der Beachtung von 

Maßnahmen können Beeinträchtigungen vermieden werden (Natur- und Artenschutz, Lärm-

schutz). Erforderliche Maßnahmen sind im Bebauungsplan festgesetzt bzw. werden durch 

städtebaulichen Vertrag gesichert.  

Die nachfolgende Tabelle fasst die Betroffenheiten zusammen: 

Belang Maßnahmen Erheblichkeit 

Tourismus: - 
positive Auswirkun-
gen 

Natur- und Artenschutz,  
Natura-2000: 

Artenschutz, Erhalt 
und Pflanzung von 
Bäumen 

bei Beachtung der 
Maßnahmen keine  

Orts- und Landschaftsbild: - keine 

Immissionen: Lärmschutz 
bei Beachtung der 
Maßnahmen keine 

Blickbeziehungen: - 
Blickbeziehungen ge-
hen verloren 

Verschattung: - 
ausreichende Beson-
nung und Belichtung 
bleibt erhalten 

Windverwirbelungen: - keine 

Segregation: - keine 

Im Hinblick auf den Tourismus sind positive Auswirkungen zu erwarten. Die Planung ent-

spricht den landesplanerischen Grundsätzen, die eine Aufwertung des Ostseeferienparks 

ausdrücklich benennen. Gebäudeleerstände entfallen, ein andauender bzw. sich verfestigen-

der städtebaulicher Missstand kann vermieden werden. Zudem wirken die touristischen An-

gebote saisonverlängernd und werten das Areal deutlich auf. 

Die Blickbeziehungen der nach Osten gelegenen Appartements des Ostseeferienparks ins-

besondere zum Binnensee verschlechtern sich bzw. entfallen tlw. ganz. Hierzu ist auszufüh-

ren, dass bereits heute knapp ein Drittel (28 %) dieser Appartements (überwiegend in den 

unteren Geschossen) keinen Blick zu Binnensee und Ostsee haben und bei 8 % der Appar-

tements der Blick eingeschränkt ist.  
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Die Beseitigung des sich abzeichnenden städtebaulichen Missstands durch Abriss der La-

denzeile mit Kursaal und Neubau nur der Tourismusangebote anhand der Festsetzungen 

des rechtkräftigen Bebauungsplanes Nr. 12 ist wirtschaftlich nicht darstellbar. Dieses belegt 

die vorliegende Untersuchung (vgl. Anlage 7). Zudem zeigt die Ausarbeitung zu den Blick-

beziehungen (vgl. Anlage 6) deutlich, dass eine derartige Variante bei Ausschöpfung der 

Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 12 zum Maß der baulichen Nutzung (die erforder-

lich wären, um die gewünschten Angebote überhaupt nur annähernd realisieren zu können) 

den Blick auf den Binnensee ebenfalls erheblich beeinträchtigen würde.  

Letztendlich geht bei einer Umsetzung der Planung inkl. der ca. 90 Ferienwohnungen gegen-

über der Variante mit Ausschöpfung der Bebauungsmöglichkeiten des rechtskräftigen Be-

bauungsplanes Nr. 12 lediglich 10 Appartements zusätzlich der Blick zum Binnensee gänz-

lich verloren und 8 Appartements verbleibt ein nur eingeschränkter Sichtbezug.  

In Anbetracht der Vorteile des Vorhabens für den Tourismus der Stadt Heiligenhafen und der 

gesamten Region erscheint es vertretbar, das Projekt einschl. der Ferienwohnungen durch-

zuführen, auch wenn sich der Blick insbesondere zum Binnensee für wenige Appartements 

des Ostseeferienparks dadurch verliert bzw. einschränkt.   

3.6 Städtebauliche Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Die getroffenen Festsetzungen orientieren sich an den bereits vorliegenden hochbaulichen 

Vorplanungen. Die Flächenfestsetzungen beachten dabei die Grundstücksverhältnisse. 

 Art der baulichen Nutzung 

Die Art der baulichen Nutzung wird wie bisher auch als Sondergebiet festgesetzt. Ein detail-

lierter Nutzungskatlog legt die zulässigen Nutzungen grundsätzlich fest. Danach sind zuläs-

sig: Anlagen und Einrichtungen zur Freizeitgestaltung und zur Erholung, Ferienwohnungen 

(ausschließlich oberhalb des Erdgeschosses), Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anla-

gen für kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke, Räumlichkeiten für Veranstaltun-

gen, Schank- und Speisewirtschaften, Läden sowie Dienstleistungsbetriebe. Unter „Anlagen 

und Einrichtungen zur Freizeitgestaltung und zur Erholung sind – lediglich beispiel-

haft – Kino, Bowling, Wellness, Bällebad für Kinder, Animation etc. zu fassen. Als zusätzliche 

Nutzung gegenüber den bisherigen baulichen Bestandsanlagen werden Ferienwohnungen 

und Betriebe des Beherbergungsgewerbes aufgenommen, um den Bedarf an touristischen 

Unterkünften unterbringen zu können. Dauerwohnungen sind unzulässig, da das Plangebiet 

ausschließlich touristischen Zwecken dienen soll.  
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 Maß der baulichen Nutzung 

Die festgesetzte max. zulässige Grundfläche von 4.000 m² folgt unter Berücksichtigung eines 

kleinen Spielraums der vorliegenden Hochbaukonzeption (derzeit projektiert ca. 3.820 m² = 

GRZ 0,59) und entspricht einer Grundflächenzahl von etwa 0,62. Damit wird die festgesetzte 

Grundflächenzahl des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 12 von 0,5 um 0,12 angehoben. 

Die Obergrenze des § 17 der BauNVO von 0,8 für Sonstige Sondergebiete bleibt aber deut-

lich unterschritten.  

Die derzeit vorhandene Bebauung mit Kursaal und Ladenzeile hat eine Grundfläche von ca. 

3.650 m², was einer Grundflächenzahl von 0,57 entspricht. Die geplante Anhebung wird nicht 

als erheblich angesehen, da sich der Versiegelungsgrad insgesamt verringern wird. Zur Un-

terbringung u.a. der Tiefgarage und der ebenerdig erforderlichen Zufahrten und Stellplätze 

wird eine Überschreitung bis zu einer Grundflächenzahl von insgesamt max. 0,9 festgesetzt. 

Damit ist die Kappungsgrenze von 0,8 überschritten. Diese Überschreitung ist erforderlich, 

um die Tiefgarage, die Stellplätze und ein Flanieren der Touristen direkt am Gebäude entlang 

der Läden ermöglichen zu können. Negative Auswirkungen auf die Umwelt über den Bestand 

hinaus sind mit dieser Festsetzung aber nicht verbunden, da die derzeit versiegelten und 

bebauten Flächen im Sondergebiet einer GRZ von etwa 0,93 entsprechen.  

Die Höhenentwicklung wird mit differenziert festgesetzter Zahl der Vollgeschosse in Verbin-

dung mit max. zulässigen Gebäudehöhen bestimmt. Für die touristischen Angebote ist dabei 

das Erdgeschoss vorgesehen. Für die Ferienwohnungen sind die übrigen Geschosse und 

ein max. neungeschossiger Gebäudeteil im Süden des Sondergebietes geplant, in dem oben 

eine Schank- und Speisewirtschaft untergebracht werden soll. Das Vorhaben setzt damit ei-

nen markanten Endpunkt an die Promenade, dem mit der sog. „Skybar“ ein touristischer 

Magnet zukommt. Damit kann der vom Geschehen auf Stein- und Graswarder etwas abge-

legenere Teil des Ferienzentrums deutlich an Attraktivität gewinnen. Die nach § 17 BauNVO 

für Sonstige Sondergebiete vorgegebene Obergrenze der Geschossflächenzahl wird einge-

halten. 

 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 

Die im Bebauungsplan Nr. 12 vorgegebene geschlossene Bauweise wird nicht fortgeschrie-

ben, da sich zwischen der Bebauung und dem nördlich gelegenen Aktivhus ein Durchgang 

befindet, der erhalten bleiben soll. Die nun festgesetzte abweichende Bauweise ermöglicht 

den langestreckten Gesamtbaukörper, der, wie die vorhandene Bebauung auch, eine Länge 

von mehr als 50 m aufweist. Dabei gelten die Grenzabstände der offenen Bauweise.  
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Das festgesetzte Baufenster umfährt die Gebäudekubatur großzügig und lässt etwas Spiel-

raum für die Platzierung auf dem Grundstück. 

3.7 Sonstige Festsetzungen 

Die Gestaltungsfestsetzungen aus dem Ursprungsplan werden nicht übernommen, da sie 

heute nicht mehr zeitgemäß sind. Die Objektplanung erfolgt in enger Abstimmung mit der 

Stadt Heiligenhafen. Die auf dem Baugrundstück verbleibenden Freiflächen sind zu begrü-

nen. Flächige Kies- und Schotterflächen sind für die Gestaltung nicht zulässig. 

3.8 Verkehr 

 Erschließung 

Das Plangebiet selbst ist über die Straße Ostseeferienpark erschlossen. Die überörtliche An-

bindung wird über den Eichholzweg und die Lauritz-Maßmann-Straße erfolgen. Es liegt ein 

Verkehrsgutachten vor (vgl. Anlage 3 der Begründung, Stadt Heiligenhafen, Bebauungsplan 

Nr. 12 „Ferienzentrum Heiligenhafen“, Verkehrsgutachten, Wasser- und Verkehrs-Kontor 

GmbH, Neumünster, 18.05.2020). Nachfolgendes ist dem Gutachten entnommen. Maßgeb-

licher Knotenpunkt bei der Betrachtung ist Am Strande (K 42) / Lauritz-Maßmann-Straße 

(K 42) / Eichholzweg, da hier die Quell- und Zielverkehre übereck als Abbieger respektive 

Einbieger abgewickelt werden.  

Zur Ermittlung des derzeitigen Verkehrsgeschehens wurden Verkehrserhebung an dem Kno-

tenpunkt Am Strande (K 42) / Lauritz-Maßmann-Straße (K 42) / Eichholzweg über 8 Stunden 

(06.00 bis 10.00 Uhr / 09.00 bis 13.00 Uhr und 15.00 bis 19.00 Uhr) an zwei Tages innerhalb 

der Ferienzeit durchgeführt. Die maßgebende Bemessungsverkehrsstärke entspricht der 

vormittäglichen Spitzenstunde von 11.15 bis 12.15 Uhr (Samstag). 

Der Prognose-Planfall 2030 berücksichtigt die allgemeine Verkehrsentwicklung bis zum 

Prognosejahr 2030. Des Weiteren wird der zusätzliche Verkehr der Gebietsentwicklung als 

Neuverkehr angesetzt. Berücksichtigt wird dabei folgendes zusätzliches Verkehrsaufkom-

men: 

• Tag: 1.844 Kfz/24h, davon 54 Lkw/24h in der Summe aus Quell- und Zielverkehr, 

• vormittags: 138 Kfz/h, davon 4 Lkw/h in der Summe aus Quell- und Zielverkehr. 

Es zeigt sich, dass der bestehende vorfahrtgeregelte Knotenpunkt Am Strande (K 42) / Lauritz-

Maßmann-Straße (K 42) / Eichkoppelweg sowohl heute, wie auch im Prognose-Planfall 2030 in 

der Lage ist, die Verkehre mit einer guten Qualitätsstufe „QSV B“ bzw. befriedigenden 



 Stand: 05.11.2020 

 

 
 
 PLANUNGSBÜRO OSTHOLSTEIN                                                             Seite 29 von 92 

Seite 29 von 92 
 

Qualitätsstufe „QSV C“ des Verkehrsablaufes leistungsfähig abzuwickeln. Für den linkseinbie-

genden Verkehrsstrom kommt es im Prognose-Planfall 2030 in der Knotenpunktzufahrt Eich-

holzweg gelegentlich zu einem Rückstau von bis zu 18 m, der jedoch kurzfristig wieder auflöst 

und somit zu keiner Unverträglichkeit führt. Für die Fuß- und Radverkehre am Knotenpunkt 

ist keine Führung ausgebildet. Das Streckennetz ist in der Lage das zukünftige Verkehrsauf-

kommen leistungsfähig und verkehrsverträglich abzuwickeln. 

Entsprechend ihrer öffentlichen Funktion wird die Promenade nun als Verkehrsfläche beson-

derer Zweckbestimmung festgesetzt. Ein Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit öffnet die 

privaten Flächen zur Promenade hin. 

Die Stadt Heiligenhafen ist an das Liniennetz des ÖPNV angebunden. Bushaltestellen befin-

den sich südlich des Plangebietes. 

 Stellplätze / Parkplätze 

Der private ruhende Verkehr ist auf dem Baugrundstück unterzubringen. Hierfür vorgesehen 

ist im Wesentlichen eine Tiefgarage. In Anlehnung an den Stellplatzerlass wurde ein Erfor-

dernis von 189 Stellplätzen ermittelt. Insgesamt sind im Plangebiet 220 Stellplätze vorgese-

hen. Der Bedarf an Stellplätzen kann somit abgedeckt werden. Im Rahmen des Bauantrags 

ist ein entsprechender Nachweis zu führen.  

Parkplätze stehen auf dem südlich an das Gebäude angrenzenden Parkplatz zur Verfügung, 

der als Parkdeck mit zwei Ebenen (davon eine Tiefgaragenebene) ausgebildet wird. Diese 

Fläche wird als Verkehrsfläche festgesetzt.   

Für die Errichtung der Tiefgarage werden umfangreiche Wasserhaltungsmaßnahmen erfor-

derlich sein. Diese sind spätestens einen Monat vor Beginn bei der unteren Wasserbehörde 

des Kreises Ostholstein anzuzeigen. 

3.9 Grünplanung 

Für grünordnerische Festsetzungen bietet das dicht bebaute Areal westlich der Promenade 

kaum Spielraum. Soweit möglich, werden vorhandene Solitärgehölze mit Erhaltungsgeboten 

gesichert. Wo ein Erhalt aufgrund der Baumaßnahme nicht möglich ist, wird im Plangebiet 

selbst oder in räumlicher Nähe Ersatz geschaffen. Die Kosten für die Baumpflanzungen wer-

den mit ca. 3.000 € veranschlagt. 

 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Nach § 18 BNatSchG ist über die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege im 

Bauleitplan unter entsprechender Anwendung der §§ 14 und 15 BNatSchG nach den Vor-

schriften des BauGB zu entscheiden, wenn aufgrund einer Aufstellung, Änderung oder 
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Ergänzung eines Bauleitplanes Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. Dieses 

ist hier nur sehr eingeschränkt der Fall, da Eingriffe in die Schutzgüter Fläche, Boden und 

Wasser nicht vorbereitet werden. Das Vorhaben wird auf nahezu vollständig versiegelter Flä-

che nach Abriss der dort jetzt vorhandenen Bebauung verwirklicht. Der Versiegelungsgrad 

erhöht sich nicht. Beeinträchtigungen der Schutzgüter Tiere und Pflanzen wird durch Maß-

nahmen begegnet. Weitere Betroffenheiten können sich zum Schutzgut Landschaftsbild er-

geben. Nachteilige Auswirkungen werden hier aber nicht gesehen. Zur Vermeidung von Wie-

derholungen wird auf die ausführlichen Darlegungen im Umweltbericht (Ziffer 6 der Begrün-

dung) verwiesen. 

 Artenschutz 

Zum Artenschutz liegt eine Faunistische Potenzialanalyse und Artenschutzprüfung vor. (vgl. 

Anlage 1 der Begründung, Faunistische Potenzialanalyse und Artenschutzprüfung sowie 

FFH-Verträglichkeitsstudie für das EG - Vogelschutzgebiet 1530-491 „Östliche Kieler Bucht“ 

und FFH-Gebiet 1631-393 „Küstenlandschaft Nordseite der Wagrischen Halbinsel“ für die 

18. Änd. des B-Planes 12 Heiligenhafen, Dipl.-Biol. Karsten Lutz, Hamburg, 19.05.2020). 

Diese kommt zu folgender Zusammenfassung: 

„Ein derzeit bereits intensiv genutztes Tourismus-Zentrum in Heiligenhafen soll erneuert wer-

den. Eine Potenzialanalyse ergibt das potenzielle Vorkommen von wenigen Vogelarten. Die 

Fläche des B-Planes ist ohne essentielle Funktionen für die Rastvogelpopulationen der Um-

gebung. Fledermäuse haben potenziell Quartiere in Gebäuden des Untersuchungsgebiets. 

Für die Arten, die nach den europäischen Richtlinien (FFH-RL, Anh. IV [Fledermäuse] und 

europ. Vogelarten) geschützt sind, wird eine artenschutzrechtliche Betrachtung vorgenom-

men. Die im Untersuchungsgebiet vorkommenden Brutvogelarten sind nur im Falle der Ge-

bäudebrüter vom Verlust von Brutplätzen und damit einer Zerstörung oder Beschädigung 

ihrer Fortpflanzungsstätte im Sinne des § 44 BNatSchG durch das Vorhaben betroffen. Bei 

potenziell vorhandenen Fledermäusen werden potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

ebenfalls durch den Abbruch der alten Gebäude beeinträchtigt.“  

Mit der Schaffung von neuem Brutnischen für Haussperling und Hausrotschwanz sowie der 

Bereitstellung neuer künstlicher Fledermausquartiere wären die ökologischen Funktionen der 

Fortpflanzungsstätten zu erhalten. Unüberwindliche Hindernisse zur Verwirklichung des Vor-

habens liegen somit durch die Bestimmungen des § 44 BNatSchG nicht vor. Die genannten 

Maßnahmen werden bei der Planung umgesetzt. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird 

auf die umfangreichen Darlegungen im Umweltbericht (Ziffer 6 dieser Begründung) verwie-

sen. 
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4 Immissionen / Emissionen  

Gewerbe- und Verkehrslärm: 

Zu den Auswirkungen des Vorhabens auf die Nachbarschaft liegt ein Gutachten vor (vgl. 

Anlage 2, Stadt Heiligenhafen, Bebauungsplan Nr. 12 „Ferienzentrum Heiligenhafen“, Lärm-

technische Untersuchung, Wasser- und Verkehrs-Kontor GmbH, Neumünster, 10.08.2020). 

Die in dem Gutachten getroffenen Annahmen basieren zunächst auf Vorentwürfen zum Vor-

haben. Auch wenn sich die tatsächlichen Nutzungen in der Durchführungsplanung entspre-

chend dem im Bebauungsplan festgesetzten Nutzungskatalog noch geringfügig ändern soll-

ten (z.B. Kegeln statt Bowling, o.ä.) oder sich die Nutzflächen verändern sollten, so wird sich 

dieses auf die Gesamtprognose nicht wesentlich auswirken. Im Gutachten ist zudem darauf 

verwiesen, dass der Bebauungsplan den Anlagenbetreiber nicht aus einem schalltechni-

schen Nachweis der Gesamtanlage nach TA Lärm im Baugenehmigungsverfahren entlässt. 

Das vorliegende Schallgutachten für den Bebauungsplan zeigt im Grundsatz auf, dass keine 

Lärmprobleme bestehen, die nicht durch Maßnahmen baulicher und organisatorischer Art zu 

lösen wären. 

Nachfolgendes ist dem Gutachten entnommen. 

„Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass die nächtliche Abfahrt innerhalb einer Stunde aus 

der Tiefgarage zu Überschreitungen der Immissionsrichtwerte der TA Lärm im Beurteilungs-

zeitraum NACHT führen, hier sind Lärmschutzmaßnahmen vorzusehen. Die Immissionsricht-

werte im Beurteilungszeitraum TAG werden eingehalten. Die Berechnungsergebnisse zei-

gen, dass eine Nutzung des öffentlichen Parkplatzes bei einer Fahrzeugbewegung je Park-

stand und Stunde und einer vollständigen Leerung des Parkplatzes im Beurteilungszeitraum 

NACHT die Orientierungswerte der DIN 18005-1 einhält. [...] Organisatorische Maßnahmen 

zur Verminderung der Wirkungen des Verkehrslärms auf öffentlichen Straßen sind nicht er-

forderlich, da mindestens ein Kriterium der TA Lärm nicht erfüllt ist.“ 

Die erforderlichen Lärmschutzmaßnahmen umfassen im Wesentlichen die Einhausung der 

Tiefgaragenzufahrt. Die Zufahrt ist zudem mit Regenrinnen, die dem Stand der Lärmminde-

rungstechnik entsprechen, auszubilden. Dieses ist im Bebauungsplan festgesetzt und wird 

darüber hinaus vertraglich gesichert. Die Regenrinnen können z.B. durch verschraubte 

Gusseisenplatten realisiert werden. Die schalltechnischen Parameter und Ausführung der 

Schutzmaßnahme sind im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens exakt zu bestimmen. 

Nächtliche Anlieferung zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr ist unzulässig. Auch dieses wird 

vertraglich sichergestellt. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die umfangreichen 

Darlegungen im Umweltbericht (Ziffer 6 dieser Begründung) verwiesen. 
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Truppenübungsplatz Putlos: 

Seitens des Bundesamts für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-

wehr bestehen keine Bedenken gegen das geplante Vorhaben. Es wird auf Folgendes hin-

gewiesen: 

• „Das Plangebiet befindet sich insbesondere im Einwirkungsbereich der Liegenschaft 
Truppenübungsplatz (TrÜbPl) Putlos. 

• Mit störenden und belästigenden, insbesondere tieffrequenten und impulshaltigen 
Geräusche und Erschütterungen des TrÜbPl Putlos (für einen TrÜbPl typisch), die 
von großkalibrigen Waffen (Kaliber ab 20 mm) und Umgang mit pyrotechnischen Mit-
teln verursacht und von der Technischen Anleitung Lärm (TA Lärm 1998 zum BIm-
SchG) ausdrücklich ausgenommen werden sowie einer speziellen Bewertung in 
dB(C) unterliegen, ist zu rechnen. 

• Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass bei vom TrÜbPl ausgehenden Schall-
druckpegeln die geplanten Bauwerke beansprucht werden.“ 

Der Truppenübungsplatz ist zudem mehr als 6 km vom Plangebiet entfernt. 

5 Ver- und Entsorgung  

5.1 Stromversorgung 

Die Versorgung mit elektrischer Energie erfolgt durch die örtlichen Versorgungsträger.  

5.2 Gasversorgung 

Die Gasversorgung erfolgt durch den Zweckverband Ostholstein.  

5.3 Wasserver-/ und –entsorgung 

Die Wasserver- und Entsorgung erfolgt über die bestehenden Anlagen, die ggf. zu erweitern 

sind. Zusätzliche Versiegelungen gegenüber dem Bestand werden nicht vorgenommen. Eine 

Erhöhung der Wassermengen ist daher nicht anzunehmen.  

Die Trinkwasserversorgung erfolgt durch den Zweckverband Ostholstein. 

Nach vorliegenden Ergebnissen hydraulischer Leistungsfähigkeitsbetrachtungen des städti-

schen Niederschlagswasserkanalsystems ist im Bereich/Umfeld des geplanten Vorhabens 

aktuell bereits grundsätzlich von einer vollständigen Auslastung und/bzw. Überschreitung der 

hydraulischen Leistungsfähigkeiten auszugehen. Auf eine Drosselung der von dem geplan-

ten Vorhaben in den städtischen Niederschlagswasserkanal einzuleitenden Niederschlags-

wassermenge kann, um Überflutungsprobleme zu vermeiden, nicht verzichtet werden. Kon-

krete Angaben hinsichtlich des möglichen/genehmigungsfähigen Drosselabflusses für Nie-

derschlagswasser, das von dem geplanten Vorhaben der städtischen Niederschlags-
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wasserkanalisation zugeführt werden soll, liegen derzeit noch nicht vor. Zur Konkretisierung 

sind hydraulische Leistungsfähigkeitsberechnungen des städtischen Niederschlagswasser-

kanalnetzes im Umfeld des geplanten Vorhabens unter Berücksichtigung der maßgeblichen 

Einzugsgebiete und anzusetzenden Niederschlagsereignisse erforderlich. Diese werden im 

Rahmen der Erschließungsplanung vorgelegt. Die technische Infrastruktur zur vorhabenbe-

zogenen Regenwasserklärung ist auf den Grundstücksflächen des geplanten Vorhabens vor-

zuhalten, zu betreiben und zu unterhalten. Dieses wird beim Planvollzug beachtet und kann 

z.B. durch Staukanäle u.ä. sichergestellt werden. 

Für die Entwässerung der Verkehrsflächen ist eine Regenwasserklärung vorzusehen. Hierfür 

sind die „Technischen Bestimmungen zum Bau und Betrieb von Anlagen zur Regenwasser-

behandlung bei Trennkanalisation“ (s. Amtsblatt Sch.-H. 1992 Nr. 50, S. 829 ff) maßgeblich. 

Zusätzlich sind die Hinweise des Merkblatts 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit 

Regenwasser“ der DWA (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 

e. V.) zu beachten.  

Details der Schmutzwasserentsorgung sind mit dem Zweckverband Ostholstein vor dem 

Bauantrag abzustimmen. Unter Umständen sind neue Anschlussleitungen notwendig. 

5.4 Müllentsorgung 

Die Müllentsorgung erfolgt durch den Zweckverband Ostholstein.  

5.5 Löschwasserversorgung 

Das Plangebiet wird mit einer ausreichenden Zahl von Hydranten ausgestattet. Es werden 

voraussichtlich Löschwassermengen von 192 m³/h für zwei Stunden im Umkreis von 300 m 

erforderlich.  

Der Zweckverband Ostholstein teilt am 09.07.2020 mit, dass in dem Bereich von 300 m um 

das betreffende Objekt ist eine ausreichende Anzahl von Hydranten vorhanden ist. Aus de-

nen kann nach den Betriebserfahrungen eine Menge von 96 m³/h über einen Zeitraum von 

zwei Stunden entnommen werden, ohne dass die öffentliche Trinkwasserversorgung beein-

trächtigt wird. Im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens wird ein Brandschutzkonzept erar-

beitet und mit den Behörden abgestimmt.  
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6 Umweltbericht gemäß § 2 Abs. 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB 

Zur Wahrung der Belange des Umweltschutzes gem. §§ 1 (6) Nr. 7, 1a BauGB wird eine 

Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen 

der Planung auf das Gebiet und die Umgebung ermittelt werden. Nach § 2 Abs. 4 BauGB 

legt die Stadt Heiligenhafen für diesen Bauleitplan folgenden Umfang und Detaillierungsgrad 

fest, der bei der Ermittlung der Belange für die Abwägung erforderlich ist.  

6.1 Einleitung 

 Inhalte und Ziele des Bauleitplans 

Die Bauleitplanung wird aufgestellt, um nach Abriss der im Plangebiet vorhandenen Bebau-

ung die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Neubau eines ein- bis neungeschos-

sigen Gebäudes mit touristischen Angeboten und Ferienwohnungen zu schaffen. Vorgese-

hen ist die Festsetzung eines Sonstigen Sondergebietes der Zweckbestimmung „Freizeit-

zentrum/Ferienwohnungen mit einer zulässigen Grundfläche von 4.000 m².  

 Für die Planung bedeutsame einschlägige Fachgesetze und Fachpläne 

Folgende bekannte einschlägige Fachgesetze betreffen das Plangebiet und treffen folgende 

Aussagen: 

 Ziele des Umweltschutzes Berücksichtigung in der Planung 

BauGB § 1a Sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden (Bodenschutzklausel, 
Umwidmungssperrklausel in Be-
zug auf landwirtschaftl. Flächen, 
Waldflächen und für Wohnzwecke 
genutzte Flächen - § 1a, Abs. 2) 

Klimaschutz und Anpassung an 
den Klimawandel (§ 1a, Abs. 5) 

Inanspruchnahme eines bereits bebau-
ten Grundstücks, Nachverdichtung, 
keine Umnutzung von landwirtschaftlich 
genutzten Flächen / Waldflächen / für 
Wohnzwecke genutzten Flächen erfor-
derlich 

Einhaltung aktueller Anforderungen an 
den Klimaschutz 

BNatSchG, 

LNatSchG: 

Sicherung der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts, der Regenerationsfähigkeit, 
der nachhaltigen Nutzungsfähig-
keit der Naturgüter etc. 

Naturschutzfachliche Eingriffsregelung 
Artenschutzmaßnahmen 

BBodSchG: Nachhaltige Funktionen des Bo-
dens sichern und wiederherstellen 

Hinweise zum Baustellenbetrieb 

WasG SH: Funktion des Wasserhaushaltes 
im Wirkungsgefüge des Natur-
haushaltes sichern 

Hinweise zum Baustellenbetrieb, Hin-
weise zum sachgerechten Umgang mit 
Abwässern 

WHG: Schutz der Gewässer als Be-
standteil des Naturhaushalts, als 
Lebensgrundlage des Menschen, 

Hinweise zum Baustellenbetrieb, Hin-
weise zum sachgerechten Umgang mit 
Abwässern, Baumaßnahmen zum Hoch-
wasserschutz 
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als Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen sowie als nutzbares Gut 

LAbfWG: Förderung der Kreislaufwirtschaft 
zur Schonung der natürlichen 
Ressourcen und Gewährleistung 
der umweltverträglichen Beseiti-
gung von Abfällen 

Hinweise zum sachgerechten Umgang 
mit Abfällen 

BImSchG: Ausschluss schädlicher Umwelt-
auswirkungen 

Lärmschutzfestsetzungen 

DSchG: Bewahrung von Denkmälern Hinweise zu archäologischen Boden-
denkmälern 

Folgende bekannte Fachpläne betreffen das Plangebiet und treffen folgende Aussagen: 

 Ziele des Umweltschutzes Berücksichtigung in der Planung 

Landesentwick-
lungsplan (LEP) 

keine Ziele für das Plangebiet for-
muliert 

- 

Regionalplan 
(REP) 

Gebiet mit besonderer Bedeutung 
für Natur und Landschaft 

Analyse zum Landschaftsbild, danach 
sind erhebliche Beeinträchtigungen nicht 
zu erwarten 

Landschaftsrah-
menplan (LRP) 

Hauptkarte 1: keine Eintragungen 
Hauptkarte 2: Gebiet mit beson-
derer Erholungseignung 
Hauptkarte 3: Hochwasserrisiko-
gebiet 

- 
in wertvolle Flächen wird nicht eingegrif-
fen 
bauliche Schutzvorkehrungen 

Landschaftsplan: Sonderbaufläche Kur, Parkplatz Festsetzung eines Sondergebietes und 
Parkplatzes 

Lärmaktionsplan keine Ausführungen zum Plange-
biet 

- 

Luftreinhalteplan liegt nicht vor - 

Sonstige städte-
bauliche Pläne mit 
Umweltbezug 

liegen nicht vor - 

Folgende bekannte Schutz- oder Risikogebiete betreffen das Plangebiet: 

Gebietsart Abstand in m 

Landschaftsschutzgebiet (§ 26 BNatSchG) 
ca. 400 

Natura 2000 - Gebiete 
ca. 120 

Risikogebiete (§ 73 WHG) Teile des Plangebietes  

Westlich des Plangebietes hinter dem Ostseeferienpark liegt das Landschaftsschutzgebiet 

„Küsten von Johannistal und Heiligenhafen einschließlich Salzwiesen“. Aufgrund des Abstan-

des und der dazwischenliegenden vorhandenen Bebauung sind Beeinträchtigungen nicht zu 

erwarten. 
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Westlich des Plangebietes befinden sich Schutzgebiete des Natura-2000-Systems (FFH-Ge-

biet „Strandseen der Hohwachter Bucht“ (FFH DE 1629-391) und Vogelschutzgebiet EGV 

DE 1530-491 „Östliche Kieler Bucht“. Hierzu liegt eine FFH-Verträglichkeitsstudie vor (vgl. 

Anlage 1 Faunistische Potenzialanalyse und Artenschutzprüfung sowie FFH-Verträglich-

keitsstudie für das EG - Vogelschutzgebiet 1530-491 „Östliche Kieler Bucht“ und FFH-Gebiet 

1631-393 „Küstenlandschaft Nordseite der Wagrischen Halbinsel“ für die 18. Änd. des B-

Planes 12 Heiligenhafen, Dipl.-Biol. Karsten Lutz, Hamburg, 19.05.2020). Beeinträchtigun-

gen der Natura-2000-Gebiete sind nicht zu erwarten. Zur Vermeidung von Wiederholungen 

wird auf Ziffer 6.1.3 b) des Umweltberichtes verwiesen. 

Teile des Plangebietes liegen in einem Hochwasserrisikogebiet nach § 73 WHG. Bei den 

Baumaßnahmen sind die üblichen Schutzvorkehrungen zu treffen. 

 Prüfung der betroffenen Belange 

Die Prüfung der betroffenen Belange erfolgt anhand der Vorgaben des § 1 (6) Nr. 7 BauGB. 

Die Bauleitplanung ist eine Angebotsplanung, so dass objektbezogene Angaben insbeson-

dere zum Umgang mit Emissionen, Energie, Abwässern und Abfällen in der Regel beim Auf-

stellungsverfahren nicht vorliegen. Die Umweltprüfung kann zu diesen Belangen daher nur 

allgemeine Aussagen treffen. 

a) Die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt 

Betroffen sind hier die Schutzgüter Tiere und Landschaftsbild.  

b) Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des BNatSchG 

Das Plangebiet befindet sich in Nähe von Schutzgebieten des Natura-2000-Systems (FFH-

Gebiet „Strandseen der Hohwachter Bucht“ (FFH DE 1629-391) und Vogelschutzgebiet EGV 

DE 1530-491 „Östliche Kieler Bucht“. Die nachfolgenden Ausführungen sind der vorliegen-

den FFH-Verträglichkeitsstudie entnommen (Faunistische Potenzialanalyse und Arten-

schutzprüfung sowie FFH-Verträglichkeitsstudie für das EG - Vogelschutzgebiet 1530-491 

„Östliche Kieler Bucht“ und FFH-Gebiet 1631-393 „Küstenlandschaft Nordseite der Wagri-

schen Halbinsel“ für die 18. Änd. des B-Planes 12 Heiligenhafen, Dipl.-Biol. Karsten Lutz, 

Hamburg, 19.05.2020, Anlage 1 der Begründung). Weitere detaillierte Ausführungen können 

der Anlage 1 entnommen werden. 
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Übersicht über die Schutzgebiete: 

 

rotes Rechteck = Umgebung des B-Plans; grün = FFH-Gebiete; rot schraffiert = Vogelschutz-
gebiete  

Übersicht über das Vogelschutzgebiet „Östliche Kieler Bucht“ 

Das EG-Vogelschutzgebiet „Östliche Kieler Bucht“ erstreckt sich von der Kieler Förde im 

Westen bis Puttgarden an der Nordküste Fehmarns bzw. der Fehmarnsundbrücke im Osten. 

Seine Fläche beträgt 74.690 ha. Es ist zusammengefasst als flache Meeresbucht der Ostsee 

mit angrenzenden Strandwällen, Lagunen und Strandseen zu charakterisieren. 

Übergreifende Erhaltungsziele des Schutzgebietes 

Erhaltung der Küstengewässer mit außerordentlich hoher Bedeutung im internationalen Vo-

gelzuggeschehen als möglichst störungsfreies Rast- und Überwinterungsgebiet für zahlrei-

che Entenarten, als günstiger Nahrungslebensraum für Brut- und Rastvögel sowie als Brut-

lebensraum für Küsten- Wiesen- und Röhrichtvögel. Zusammen mit den übrigen Ostseege-

bieten hat es existentielle Bedeutung als Überwinterungsgebiet für (Meeres-) Enten. Weiter-

hin Erhaltung von unzerschnittenen Räumen im Gebiet, die weitgehend frei von vertikalen 

Fremdstrukturen wie z.B. Stromleitungen und Windkraftanlagen sind. 
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Übersicht über das FFH – Gebiet „Küstenlandschaft Nordseite der Wagrischen Halb-

insel“ DE-1631-393 

Das FFH – Gebiet „Küstenlandschaft Nordseite der Wagrischen Halbinsel“ hat eine Größe 

von 350 ha. Es umfasst einen Küstenabschnitt der Wagrischen Halbinsel zwischen Johan-

nistal und Großenbrode. Hierzu gehören die Steilküste bei Johannistal östlich von Putlos, die 

Eichholzniederung, der Steinwarder Strand, der Graswarder bei Heiligenhafen sowie die 

Strandseen nördlich von Großenbrode. Einige Flächen im Bereich der Steilküste Johannistal 

und der Eichholzniederung sind im Besitz der Stiftung Naturschutz. Im Steilküstenabschnitt 

(1230) bei Johannistal treten bis zu 20 m hohe Kliffs auf stark kalkhaltigem Untergrund auf. 

Sowohl in der Eichholzniederung als auch nördlich von Großenbrode ist eine Strandseeland-

schaft (1150) ausgebildet. Das NSG Graswarder ist durch ausgedehnte Strandwallflächen 

und Nehrungshaken mit vielfältiger Vegetation gekennzeichnet. In den Strandwall- und Dü-

nenbereichen sind Salzwiesen (1330), Salzröhrichte und der prioritäre Lebensraumtyp La-

gunen (1150) enthalten. Im Übergang zur Ostsee treten Spülsäume (1210), bewachsene 

Kiesstrände (1220), Primärdünen (2110), Weißdünen (2120) sowie der prioritäre Lebens-

raumtyp der Graudünen (2130) in typischer Abfolge auf. Salzwiesen treten gehäuft in der 

Eichholzniederung bei Heiligenhafen und im Naturschutzgebiet Graswarder auf. Kleinflächig 

tritt auch Quellerwatt (1310) im Gebiet hinzu. Das gesamte Gebiet ist ausgesprochen vielfäl-

tig und repräsentiert auf kleinem Raum große und gut ausgeprägte Teile der schleswig-hol-

steinischen Ostseeküstenlebensräume. Teilbereiche, hier ist insbesondere das Naturschutz-

gebiet Graswarder zu nennen, haben eine besonders hohe Bedeutung als Brut- und Rast-

gebiet vor allem für Küstenvögel. Im Gebiet leben außerdem Zauneidechsen und die seltene 

Rotbauchunke.  

Übergreifende Ziele 

Das übergreifende Schutzziel ist die Erhaltung der abwechslungsreichen Küstenlandschaft. 

Insbesondere sollen die artenreiche Steilküste bei Johannistal, die Strandseeniederungen 

mit ihrer typischen Abfolge von Lebensraumtypen der Eichholzniederung sowie die für 

Schleswig-Holstein einzigartige Strandwallfläche des Graswarders erhalten werden. Für die 

Lebensraumtypen 1310, 1330, 2110, 2120, 2130* und 2180 soll ein günstiger Erhaltungszu-

stand im Einklang mit den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur und örtli-

chen Besonderheiten wiederhergestellt werden. 
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Überblick über die betriebsbedingten Wirkungen des Vorhabens auf die Vögel und Le-

bensraumtypen der Natura 2000 - Gebiete 

Kategorie Wirkfaktor Wirkung 

Baubedingt Schadstoffe, Lärm Keine Wirkung 

Scheuchwirkung Keine Wirkung in das Vogelschutzgebiet oder FFH-
Gebiet 

Anlagebedingt Flächeninanspruch-
nahme 

Keine für die Natura 2000 – Gebiete relevante Flä-
cheninanspruchnahme  

Trennwirkung, Zer-
schneidungen 

Keine zusätzliche Wirkung 

Visuelle Wirkungen Keine zusätzlichen Wirkungen 

Betriebsbedingt Lärm Keine Steigerung 

Lichtemissionen Beleuchtung des Geländes bleibt im Rahmen des-
sen, was bereits vorhanden ist 

Störwirkungen auf 
rastende Wasservö-
gel 

Sehr geringe theoretische Erhöhung der Zahl der 
Wassersportler. Keine wirksame Kapazitätserhöhung 
im Winterhalbjahr, da bereits bestehende Kapazität 
bei weitem nicht ausgenutzt wird. Keine wissen-
schaftlich begründbare signifikante Zunahme von 
Störungen auf den Wasserflächen  

Trittschäden an Vege-
tation 

Geringe Zunahme der Gefahr von Vertritt durch tou-
ristischen Betrieb. Aufgrund wirksamer Maßnahmen 
zur Besucherlenkung (Zäune) keine Veränderung 
des Erhaltungszustandes zu erwarten. 

Überblick über die vorhabensbedingten Wirkungen des Vorhabens auf die Vögel und 

Lebensraumtypen der Natura 2000 - Gebiete 

Kategorie Wirkfaktor Wirkung Beeinträchtigung 

Baubedingt Schadstoffe, Lärm Keine Wirkung 

Keine Beeinträchti-
gung 

Scheuchwirkung Keine Wirkung 

Anlagebe-
dingt 

Flächeninanspruch-
nahme 

Keine relevante Flächeninan-
spruchnahme 

Trennwirkung, Zer-
schneidungen 

Keine Wirkung 

Visuelle Wirkungen Keine Wirkung 

Betriebsbe-
dingt 

Lärm Keine Steigerung 

Lichtemissionen Keine Steigerung der Wirkung 

Störwirkungen Keine Steigerung der Wirkung 

Trittschäden an Vege-
tation 

Keine Zunahme 
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Gegenüberstellung Erhaltungsziel - Prognose 

Erhaltungsziel Prognose 

Erhaltung…  

der Küstengewässer mit außerordentlich hoher 

Bedeutung im internationalen Vogelzuggesche-

hen als möglichst störungsfreies Rast- und 

Überwinterungsgebiet für Enten. 

Das Vorhaben bewirkt keine merkbare zusätzli-

che Beeinträchtigung der Wasservögel bei Hei-

ligenhafen. 

als günstiger Nahrungslebensraum für Brut- 

und Rastvögel sowie als Brutlebensraum für 

Küsten- Wiesen- und Röhrichtvögel. 

Die terrestrischen Brut- und Nahrungsräume 

des Vogelschutzgebietes werden nicht beein-

trächtigt. 

Erhaltung von unzerschnittenen Räumen im 

Gebiet, die weitgehend frei von vertikalen 

Fremdstrukturen wie z.B. Stromleitungen und 

Windkraftanlagen sind 

Die unzerschnittenen Räume werden nicht be-

einträchtigt. 

der Strandseeniederungen mit typischen Abfol-

gen von Lebensraumtypen der Eichholzniede-

rung. 

Die Lebensraumkomplexe werden nicht verän-

dert  

Gesamtübersicht über Beeinträchtigungen, Beurteilung der Erheblichkeit 

Die Erhaltungsziele des EG-Vogelschutzgebietes DE 1530-491 „Östliche Kieler Bucht“ wer-

den durch die Vorgaben der Änderung des B-Planes Nr. 12 nicht beeinträchtigt. Damit ist 

eine erhebliche Beeinträchtigung nicht zu erwarten. Die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes 

DE 1631-393 „Küstenlandschaft Nordseite der Wagrischen Halbinsel“ werden ebenfalls nicht 

beeinträchtigt. Damit ist insgesamt keine erhebliche Beeinträchtigung anzunehmen.  

Dieser Belang wird daher im Folgenden nicht weiter untersucht. 

c) Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die 
Bevölkerung insgesamt 

Das Plangebiet ist keinen Immissionen aus Verkehrslärm ausgesetzt. Betroffenheiten durch 

vorhabenbedingte Lärmimmissionen sind gegeben. Teile des Plangebietes liegen in einem 

Hochwasserrisikogebiet nach § 73 WHG. Windverwirbelungen können nicht von vornherein 

ausgeschlossen werden. Mit der Planung verändern sich die Schattenverhältnisse. 

Seitens des Bundesamts für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-

wehr bestehen keine Bedenken gegen das geplante Vorhaben. Es wird auf Folgendes hin-

gewiesen: 

• „Das Plangebiet befindet sich insbesondere im Einwirkungsbereich der Liegenschaft 

Truppenübungsplatz (TrÜbPl) Putlos. 
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• Mit störenden und belästigenden, insbesondere tieffrequenten und impulshaltigen 

Geräusche und Erschütterungen des TrÜbPl Putlos (für einen TrÜbPl typisch), die 

von großkalibrigen Waffen (Kaliber ab 20 mm) und Umgang mit pyrotechnischen Mit-

teln verursacht und von der Technischen Anleitung Lärm (TA Lärm 1998 zum BIm-

SchG) ausdrücklich ausgenommen werden sowie einer speziellen Bewertung in 

dB(C) unterliegen, ist zu rechnen. 

• Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass bei vom TrÜbPl ausgehenden Schall-

druckpegeln die geplanten Bauwerke beansprucht werden.“ 

Dieser Aspekt wird im Folgenden nicht näher untersucht, da seitens der Bundeswehr aus-

drücklich keine Bedenken vorgetragen werden. Der Truppenübungsplatz ist mehr als 6 km 

vom Plangebiet entfernt. Zudem liegt der Ostseeferienpark zwischen dem Truppenübungs-

platz und dem Plangebiet. 

d) Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

Im Plangebiet sind Bodendenkmäler nicht bekannt. Gemäß § 15 DSchG hat, wer Kulturdenk-

male entdeckt oder findet, dies unverzüglich unmittelbar oder über die Stadt der oberen 

Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin o-

der den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewäs-

sers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die 

zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Ver-

pflichteten befreit die Übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und 

die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile 

oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens 

nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht 

nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der 

natürlichen Bodenbeschaffenheit. Bei Beachtung der Hinweise wird eine Erheblichkeit nicht 

angenommen. Daher wird dieser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 

Die Planung initiiert Auswirkungen auf den Wert der Sachgüter (Wertsteigerung der betroffe-

nen Grundstücke, Veränderung der Situation für angrenzende Grundstücke); bei Einhaltung 

der Grenzabstände der LBO wird nicht von einer Erheblichkeit ausgegangen. Daher wird 

dieser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 

e) Die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und 
Abwässern 

Die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richtlinien sind anzuwenden. Die Beseitigung 

von Abwässern und Abfällen erfolgt über die städtischen Entsorgungseinrichtungen. Beim 

Betrieb der Entsorgungseinrichtungen sind die geltenden Gesetze, Verordnungen und 
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Richtlinien ebenfalls anzuwenden. Von einer Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen. 

Daher wird dieser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 

f) Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von 
Energie 

Die Energieversorgung des Gebietes erfolgt durch Anschluss an das Netz der Versorgungs-

träger. Bei der Energieerzeugung bzw. -bereitstellung sowie im Rahmen der objektbezoge-

nen Bauausführung sind die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richtlinien anzuwenden. 

Solaranlagen sind zugelassen. Auf Festsetzungen zum Klimaschutz wird im Hinblick auf die 

detaillierten Regelungen im Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG), der Verord-

nung über energiesparenden Wärmeschutz und energiesparende Anlagentechnik bei Ge-

bäuden (Energieeinsparverordnung – EnEV) sowie dem Energieeinsparungsgesetz (EnEG) 

verzichtet. Von einer Erheblichkeit wird nicht ausgegangen. Daher wird dieser Belang im Fol-

genden nicht weiter untersucht. 

g) Die Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere 
des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts 

Nicht betroffen, da Inhalte der Landschaftsplanung nicht berührt werden. Der Lärmaktions-

plan formuliert keine Vorgaben für das Plangebiet. Pläne des Wasser- und Abfall- und liegen 

nicht vor. Daher wird dieser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 

h) Die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 
Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgeleg-
ten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden. 

Die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richtlinien zur Begrenzung von Emissionen aus 

Feuerungsanlagen oder anderen emittierenden Betriebseinrichtungen sind anzuwenden. Die 

verkehrsbedingten Luftschadstoffe steigen durch die Planung aufgrund der zu erwartenden 

Verkehrsstärke nur geringfügig. Immissionen oberhalb der Grenzwerte der 22. BImSchV sind 

nicht zu erwarten. Die relevante Bagatellschwelle der Tabelle 7 der TA Luft wird deutlich un-

terschritten werden. Von einer Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen. Daher wird die-

ser Belang im Folgenden nicht weiter untersucht. 

i) Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach 
den Buchstaben a bis d 

Wesentliche Auswirkungen auf die Wechselwirkungen zwischen den Belanggruppen sind 

nicht erkennbar, es sind ohnehin nur die Belange b) und c) überhaupt betroffen. Von einer 

Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen. Daher wird dieser Belang im Folgenden nicht 

weiter untersucht. 
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j) Unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswir-
kungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vor-
haben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach 
den Buchstaben a bis d und i 

Die nach dieser Bauleitplanung zulässigen Vorhaben verursachen keine schweren Unfälle 

oder Katastrophen. Betriebe mit Störfallpotenzial sind in Nachbarschaft des Plangebietes 

nicht vorhanden. 

6.2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen die in 

der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 ermittelt wurden 

Erhebliche Umweltauswirkungen sind in der Umweltprüfung nur für die Belange a) (tlw.) und 

c) zu erwarten. Die folgenden Ausführungen beschränken sich daher auf diese Aspekte. 

Nachfolgendes basiert überwiegend auf folgenden der Begründung beigefügten Anlagen:  

Anlage 1: „Faunistische Potenzialanalyse und Artenschutzprüfung sowie FFH-Verträglich-
keitsstudie für das EG - Vogelschutzgebiet 1530-491 „Östliche Kieler Bucht“ und FFH-Gebiet 
1631-393 „Küstenlandschaft Nordseite der Wagrischen Halbinsel“ für die 18. Änd. des B-
Planes 12 Heiligenhafen, Dipl.-Biol. Karsten Lutz, Hamburg, 19.05.2020“,  

Anlage 2: „Stadt Heiligenhafen, Bebauungsplan Nr. 12 „Ferienzentrum Heiligenhafen“, Lärm-
technische Untersuchung, Wasser- und Verkehrs-Kontor GmbH, Neumünster, 10.08.2020,  

Anlage 4: „Studie zum Orts- und Landschaftsbild, Bebauungsplan Nr. 12, 18. Änderung der 
Stadt Heiligenhafen, PLOH, Bad Schwartau, 14.05.2020“,  

Anlage 5:“ Studie zum Schattenfall, Bebauungsplan Nr. 12, 18. Änderung der Stadt Heiligen-
hafen, PLOH, Bad Schwartau, 18.05.2020“  

Anlage 9: „Expertise Windkomfort für das Projekt Freizeitzentrum Binnensee/Heiligenhafen, 
GEO-NET Umweltkonsulting GmbH, Hannover, 29.09.2020“.  

Weitere Details können den jeweiligen Anlagen entnommen werden. 

 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzu-

stands (Basisszenario), einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, 

die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden: 

a) Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwi-
schen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt 

Tiere 

Fledermäuse 

Die wenigen Bäume weisen keine Höhlen auf. Dort sind Sommerquartiere oder Winterquar-

tiere ausgeschlossen. Der Gebäudekomplex (Kurhaus, Läden, Imbiss) weist Leerstände auf 

und es sind kleine Schäden zu entdecken. Kleine Spalten und Lücken, die als Fledermaus-

quartiere in Frage kommen, sind in solchen 70er – Jahre „Plattenbauten“ durchaus vorhan-

den. Es ist vor allem in den Dachfalzbereichen und Fassadenverkleidungen mit 
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Fledermausquartieren zu rechnen. Das Potenzial kann sich im Laufe der Zeit, z.B. durch 

zunehmenden Verfall ungenutzter Gebäude, erhöhen. 

Haselmaus 

Heiligenhafen liegt nach Borkenhagen (2011) außerhalb des Verbreitungsgebietes der Ha-

selmaus (Muscardinus avellanarius). Sie besiedelt Wälder, Parklandschaften, Feldgehölze 

und Gebüsche (Meinig et al. 2004, Juškaitis & Büchner 2010). Von besonderer Bedeutung 

sind sonnige und fruchtreiche Gebüschlandschaften. Sie benötigt, dichte, fruchttragende und 

besonnte Hecken, die hier nicht in ausreichendem Umfang, auch nicht in der Umgebung, 

vorkommen. Haselmäuse sind hier nicht zu erwarten. 

Weitere potenziell vorhandene Arten des Anhangs IV 

Da keine Gewässer vorhanden sind, können Amphibien, Libellen oder Mollusken des An-

hangs IV der FFH-Richtlinie nicht vorkommen. 

Die Käferart Eremit (Osmoderma eremita) kann in mächtigen, alten Laubbäumen vorkom-

men. Die bis zu 7,5 cm großen Larven des Eremiten leben 3-4 Jahre im Mulm von Baum-

höhlen, die z.B. von Spechten angelegt worden sind. Eine Larve benötigt zu ihrer Entwick-

lung mindestens 1 l Mulm. Brutstätte des Eremiten kann fast jeder Laubbaum sein, der einen 

Mindestdurchmesser von ca. 80 Zentimetern hat und große Höhlungen im Stamm oder an 

Ästen aufweist. Bevorzugt werden aber die ganz alten Bäume. Solch große Bäume mit gro-

ßen Höhlungen bzw. Totholzbereichen sind hier nicht vorhanden. 

Andere Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind nicht zu erwarten, da die übrigen Arten 

des Anhangs IV sehr spezielle Lebensraumansprüche haben (Trockenrasen, Heiden, Moore, 

alte Wälder, spezielle Gewässer, marine Lebensräume), die hier nicht erfüllt werden. 

Potenzielle Brutvögel 

Artenliste der potenziellen Vogelarten 

SH: Rote-Liste-Status nach Knief et al. (2010) und DE: nach Grüneberg et al. (2015). - = ungefährdet, 
V = Vorwarnliste; Trend = kurzfristige Bestandsentwicklung nach Knief et al. (2010): -- = Rückgang, / 
= stabil, + = Zunahme 

 
SH DE Trend 

Amsel, Turdus merula 
- - 

/ 

Hausrotschwanz Phoenicurus ochruros - - / 

Haussperling Passer domesticus - V / 

Kohlmeise, Parus major - - + 

Rabenkrähe, Corvus corone - - / 
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SH DE Trend 

Ringeltaube, Columba palumbus - - / 

Rotkehlchen, Erithacus rubecula 
- - 

/ 

Zaunkönig, Troglodytes t. - - + 

Alle Vogelarten sind nach § 7 BNatSchG als „europäische Vogelarten“ unabhängig von ihrem 

Gefährdungsgrad besonders geschützt. 

Potenzial für Rastvögel 

Die Fläche ist für nennenswerte Rastvogelvorkommen zu klein und zu stark gestört. Eine 

Ruhestätte im Sinne des § 44 BNatSchG für Rastvögel ist hier nicht vorhanden. 

Pflanzen 

Das Plangebiet besteht zum größten Teil aus versiegelten und mit Gebäuden oder Wegen 

überbauten Flächen. Daneben gibt es kleinflächig intensiv gepflegten Ziergebüsche und 

Scherrasenflächen. Auf der Promenade und im Bereich zwischen Ladenzeile und Aktiv-Hus 

sind einige Bäume (u.a. Kiefer) vorhanden. Naturnahe Bereiche sind nicht vorhanden. 

Die Pflanzenarten des Anhangs IV benötigen sehr spezielle Standorte und können hier nicht 

vorkommen. 

Fläche 

Das Plangebiet ist im wirksamen Flächennutzungsplan als Sonderbaufläche der Zweckbe-

stimmung „Kur“ dargestellt, woraus entwickelt im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr.  12 ein 

Sondergebiet festgesetzt ist.  

Boden 

Nach der Bodenübersichtskarte von Schleswig-Holstein des LLUR handelt es sich im Plan-

gebiet um Pseudogley-Parabraunerde. Wertvolle oder seltene Böden sind im Plangebiet 

nicht vorhanden. 

Wasser 

Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. Der Grundwasserflurabstand ist 

nicht bekannt. Es ist weder ein Wasserschutzgebiet noch ein öffentliches Trinkwasserein-

zugsgebiet betroffen. 

Nach vorliegenden Ergebnissen hydraulischer Leistungsfähigkeitsbetrachtungen des städti-

schen Niederschlagswasserkanalsystems ist im Bereich/Umfeld des geplanten Vorhabens 

aktuell bereits grundsätzlich von einer vollständigen Auslastung und/bzw. Überschreitung der 

hydraulischen Leistungsfähigkeiten auszugehen. 
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Luft, Klima 

Das Klima in Heiligenhafen ist kontinental bestimmt. Emittenten sind im Plangebiet nicht vor-

handen. Insgesamt ist von unbelasteten klimatischen Verhältnissen auszugehen. 

Landschaft 

Großräumig prägen der Binnensee, die Eichholzniederung und die Strandwälle (Steinwarder, 

Graswarder) in Verbindung mit der freien Ostsee das Plangebiet, welche durch die touristi-

schen Bebauungen und Attraktionen aber deutlich überformt sind. Naturnahe Landschafts-

erlebnisse bieten sich westlich der Feriengebiete. 

Kleinräumig wird das Plangeiet durch die vielgeschossige Bebauung des Ostseeferienparks 

dominiert. 

Biologische Vielfalt, Wirkungsgefüge 

In dem nahezu vollständig versiegelten und bebauten Plangebiet ist eine biologische Vielfalt 

mit Wirkungsgefügen nicht vorhanden. 

c) Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt 

Derzeit geht von den im Plangebiet vorhandenen Nutzungen, insbesondere von den Schank- 

und Speisewirtschaften mit Außenbestuhlung, die damit üblicherweise verbundene Geräu-

schentwicklung aus (insbesondere lautes Sprechen, Gelächter, ggf. Musik). Ebenfalls mit 

Lärm verbunden ist die Anlieferung der Läden und Schank- und Speisewirtschaften. 

Zu Windverwirbelungen und Schattenfall wird im Hinblick auf die Bestandsdarstellung auf die 

Gegenüberstellungen Bestand-Planung in der Prognose (Ziffer 6.2.3 des Umweltberichtes) 

verwiesen.  

Schützenswerte Nutzungen sind derzeit im Plangebiet nicht vorhanden. 

 Übersicht über die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei 

Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung verbleibt es voraussichtlich bei den bisherigen Nutzun-

gen bzw. zulässigen Nutzungen nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 12.  

 

 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der 

Planung  

Da noch keine detaillierte hochbauliche Planung mit Haustechnik vorliegt, sind zu Art und 

Menge an Emissionen von Schadstoffen, Licht, Wärme und Strahlung zurzeit keine Detail-

angaben möglich.  
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Die schutzgutbezogene Prognose der vorhabenbedingten Umweltauswirkungen erfolgt nach 

einem einheitlichen Prüfschema in tabellarischer Form. Verwendete Symbole: 

 -- – für die vorliegende Planung nicht zutreffend bzw. nicht relevant 

 X – keine Beeinträchtigungen 

 G – geringe Beeinträchtigungen 

 E  – erhebliche Beeinträchtigungen 

Soweit sich erhebliche Beeinträchtigungen ergeben, werden Maßnahmen erforderlich. Diese 

sind in Kapitel 6.2.4 beschrieben. 

a) Auswirkungen auf Tiere (1), Pflanzen (2), Fläche und Boden (3), Wasser (4), Luft und 
Klima (5) und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen (6) sowie die Landschaft und die 
biologische Vielfalt (7) 

Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (1) - Schutzgut Tiere 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhanden-
seins der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschl. Abriss-
arbeiten 

E X 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb 
sind zu erwarten, bei Beachtung der einschlägigen 
Vorschriften jedoch nur vorübergehend für die Dauer 
der Bauphase und nicht erheblich 

- betriebsbedingte Auswirkungen bei Planung und Aus-
führung nach dem Stand der Technik nicht zu erwarten 

- zum europäischen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG 
s. Ausführungen unter der Tabelle, durch Abrissarbei-
ten Quartiersverluste, es werden Maßnahmen erforder-
lich 

bb) der Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbes. Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biolog. Vielfalt, wobei so-
weit möglich die nachhaltige 
Verfügbarkeit dieser Ressour-
cen zu berücksichtigen ist 

X X 

- natürliche Ressourcen werden nicht in Anspruch ge-
nommen 

cc) der Art und Menge an Emissio-
nen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verur-
sachung von Belästigungen G X 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb zu 
erwarten, jedoch nur vorübergehend für die Dauer der 
Bauphase und bei Beachtung der einschlägigen Vor-
schriften nicht erheblich 

- betriebsbedingte Auswirkungen bei Planung und Aus-
führung nach dem Stand der Technik nicht zu erwarten 

- eine erhebliche Wärme- oder Strahlungsemission wird 
mit der Umsetzung der Planung voraussichtlich nicht 
einhergehen 

dd) der Art und Menge der erzeug-
ten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

X X 
- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-

nik nicht zu erwarten 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) 

-- -- 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (1) - Schutzgut Tiere 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

ff) der Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme i.B. 
auf möglicherweise betroffene 
Gebiete mit spezieller Umwelt-
relevanz oder auf die Nutzung 
von natürlichen Ressourcen 

X X 

- Kumulierung mit direkten oder etwaigen indirekten 

Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plange-
biete ist nicht zu erwarten 

gg) der Auswirkungen der gepl. 
Vorhaben auf das Klima (z.B. 
Art und Ausmaß der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfäl-
ligkeit der gepl. Vorhaben ge-
genüber den Folgen des Klima-
wandels 

X X 

- messbare mittel- oder langfristige planbedingte Auswir-
kungen sind nicht zu erwarten 

- langfristige sukzessive Anpassung der Fauna an den 
Klimawandel 

hh) der eingesetzten Techniken 
und Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 
Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 

Ergebnisse und Bewertung des Artenschutzgutachtens 

Wirkungen auf Vögel 

Die hier zu erwartenden Vogelarten gehören zu den weit verbreiteten und anpassungsfähi-

gen Arten des Siedlungsbereichs. Größere Grünanlagen sind nicht vorhanden, so dass Ar-

ten, die nur in größeren, naturnahen Grünflächen vorkommen, nicht vorhanden sein können. 

Von den hier potenziell vorhandenen Vogelarten weist nur der Haussperling rückläufige Be-

standstendenzen auf (Vorwarnliste in Deutschland). Die Störungen der Baustelle reicht nur 

wenig über deren Abgrenzung hinaus, denn die hier vorkommenden Vögel gehören sämtlich 

zu den relativ wenig störungsempfindlichen Arten, die deshalb auch im Siedlungsbereich 

bzw. dessen Umfeld vorkommen können. Diese Arten sind nicht über größere Entfernungen 

durch Lärm oder Bewegungen zu stören. 
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Wirkung auf Gebäudebrüter (Haussperling, Hausrotschwanz) 

Die Gebäudebrüter verlieren mit den alten Gebäuden Brutmöglichkeiten. Mit künstlichen 

Nisthilfen können die Funktionen der Brutplätze erhalten bleiben. Sie verlieren kaum Teile 

ihres Nahrungsraumes. Wenn die Gebäude in der Brutzeit von April bis August abgerissen 

werden, kann es zur Verletzung oder Tötung von Eiern oder Jungvögeln in den Nestern kom-

men. Durch Baustellen entstehen kurzzeitig kleine Ruderalflächen und offene Bodenstellen, 

die beide Arten im Lebensraum benötigen und die im städtischen Raum durch Versiegelung 

immer weniger werden. 

Wirkung auf die ungefährdeten Gehölzvogelarten 

Bei flächendeckend verbreiteten und wenig spezialisierten Vogelarten wird die ökologische 

Funktion der Fortpflanzungsstätte bei kleinflächigen Lebensraumverlusten im räumlichen Zu-

sammenhang weiterhin erfüllt werden können, weil diese Arten keine speziellen Habitatan-

sprüche aufweisen und in der Umgebung der Bauvorhaben vergleichbare Biotopstrukturen 

finden werden, die als Fortpflanzungs- und Ruhestätte geeignet sind. Kleinflächige Gehölz-

verluste können von diesen Arten kompensiert werden, denn es entstehen im Siedlungsbe-

reich immer wieder neue Kleingehölze in Gärten oder auf Brachen. Die hier zu behandelnden 

Arten nehmen in Schleswig-Holstein im Bestand zu oder sind auf sehr hohem Niveau stabil. 

Offenbar ist bei ihnen keine merkbare Einschränkung der Lebensraumkapazität in Schles-

wig-Holstein festzustellen. Die Arten gehören zu den anpassungsfähigen Arten, die nahezu 

überall in Siedlungen vorkommen und dort im Bestand zunehmen oder auf hohem Niveau 

stabil sind (Koop & Berndt 2014). Sie können in die Umgebung ausweichen, da nur kleine 

Teilflächen ihrer Reviere betroffen sind. Die ökologischen Funktionen im Sinne des § 44 (5) 

BNatSchG bleiben damit im räumlichen Zusammenhang erhalten. Ihr Bestand wird sich lang-

fristig nicht verkleinern. 

Wirkungen auf Fledermäuse 

Mit dem Abriss der Gebäude gehen potenzielle Gebäudequartiere verloren. Dieser Verlust 

kann durch die Bereitstellung von künstlichen Fledermaushöhlen kompensiert werden, so 

dass die ökologischen Funktionen dieser potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätte erhal-

ten bleiben. Diese Quartiere können an alten Gebäuden, den neuen Gebäuden oder in Ge-

hölzen der Umgebung installiert werden. Da mit den Gebäuden größere potenzielle Quartiere 

verloren gehen können, wären hier die im Handel angebotenen sog. „Großraumquartiere“, 

die auch als Winterquartiere geeignet sind, zur Kompensation geeignet. Da unter den poten-

ziell vorhandenen Fledermausarten auch gefährdete Arten vorkommen können, müssen die 

Kompensationsmaßnahmen vorgezogen, d.h. vor dem Verlust der potenziellen Quartiere be-

reitgestellt werden. 
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Mit einem Gehölzverlust in den kleinen Grünflächen des Plangebietes verlieren Fledermäuse 

praktisch keine Jagdmöglichkeit. Angesichts der großen Ausdehnung besserer, potenzieller 

Nahrungsgebiete (Süßgewässer, Gehölze) in der 1-km-Umgebung, die bei allen Arten im 

normalen Radius des Jagdgebietes (meist mehrere km) um ein Quartier liegt, werden vo-

raussichtlich keine Mangelsituationen eintreten, die dazu führen, dass in der Umgebung lie-

gende Fortpflanzungs- und Ruhestätten unbrauchbar und damit beschädigt werden. Die hier 

betroffene Fläche ist nicht essentiell für das Vorkommen der Fledermäuse in der Umgebung 

des Plangebietes. Solche Nahrungsräume gelten nicht als Lebensstätten im Sinne des § 44 

BNatSchG. Aufgrund ihres großen Aktionsradius können die potenziell vorhandenen Arten 

ausweichen. Die Fledermäuse finden in der Umgebung genügend weitere Flächen zur Nah-

rungssuche, so dass der geringe Verlust nicht dazu führt, dass benachbarte Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten beschädigt werden. 

Artenschutzprüfung 

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,  

▪ wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 

beschädigen oder zu zerstören,  

Dieses Verbot wird im Hinblick auf Vögel nicht verletzt, wenn die Gehölzrodungen nach bzw. 

vor der Brutzeit der Vögel beginnen (allgemein gültige Regelung § 39 BNatSchG) und die 

Gebäudeabbrucharbeiten außerhalb der Brutzeit der Gebäudebrüter (April-August) stattfin-

den. Fledermäuse werden nicht getötet, wenn vor dem Abriss der Gebäude mit einer geziel-

ten Untersuchung überprüft wird, ob sich aktuell Fledermäuse dort aufhalten und der Nach-

weis erbracht wird, dass aktuell keine Fledermäuse vorhanden sind. 

▪ wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-

rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten 

erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der 

Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,  

Dieser Tatbestand wird nicht erfüllt, da die Arbeiten zur Baufeldräumung (z.B. Rodung von 

Gehölzen) keine Störungen verursacht, die nicht schon unter Nr. 1 (oben) oder Nr. 3 (unten) 

behandelt wird. Der Baubetrieb führt nicht zu erheblichen Störungen der umgebenden Tier-

welt, da alle in der Umgebung potenziell vorkommenden Arten nicht besonders störanfällig 

sind (Straßen- und Fußwegsnähe) 
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▪ Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Ar-

ten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

Mit dem Abriss der Gebäude werden potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Mau-

ersegler, Haussperling und Hausrotschwanz zerstört. Potenzielle Fortpflanzungs- oder Ru-

hestätten von Fledermäusen werden zerstört, wenn die Gebäude abgerissen werden. Ruhe-

stätten für Gastvögel liegen nicht vor 

Mit der Schaffung von neuem Brutnischen für Haussperling und Hausrotschwanz sowie der 

Bereitstellung neuer künstlicher Fledermausquartiere wären die ökologischen Funktionen der 

Fortpflanzungsstätten zu erhalten. Nötig wäre die Installation entsprechender künstlicher 

Quartiere in der Umgebung oder an benachbarten Gebäuden. Diese Maßnahme ist tech-

nisch möglich und erprobt. Unüberwindliche Hindernisse zur Verwirklichung des Vorhabens 

liegen somit durch die Bestimmungen des § 44 BNatSchG nicht vor. Die Maßnahmen werden 

beachtet und durch städtebaulichen Vertrag gesichert. 

Die im Rahmen der Bauleitplanung durchgeführte Prüfung zur artenschutzrechtlichen Ver-

träglichkeit der Planung entbindet nicht von den auf Umsetzungsebene unmittelbar anzuwen-

denden artenschutzrechtlichen Bestimmungen.  

 

Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (2) - Schutzgut Pflanzen 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhandens-
eins der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschl. Abriss-
arbeiten E X 

- baubedingte Auswirkungen durch Baufeldräumung und 
Baustellenbetrieb zu erwarten, Verlust von Bäumen 

- betriebsbedingte Auswirkungen in der Gesamtschau 
durch nicht zu erwarten, da entfallende Bäume ersetzt 
werden. 

- weitgehende Erhaltung vorhandener Gehölze 
- zum europäischen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG 

siehe Text unter der Tabelle 

bb) der Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbes. Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biolog. Vielfalt, wobei so-
weit möglich die nachhaltige 
Verfügbarkeit dieser Ressour-
cen zu berücksichtigen ist 

E X 

- baubedingte Gehölzverluste 
- betriebsbedingt keine Auswirkungen, entfallende 

Bäume werden ersetzt 

cc) der Art und Menge an Emissio-
nen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verur-
sachung von Belästigungen 

X X 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb zu 
erwarten, jedoch nur vorübergehend für die Dauer der 
Bauphase und bei Beachtung der einschlägigen Vor-
schriften nicht erheblich 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (2) - Schutzgut Pflanzen 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

- betriebsbedingte Auswirkungen bei Planung und Aus-
führung nach dem Stand der Technik nicht zu erwarten 

- eine erhebliche Wärme- oder Strahlungsemission wird 
mit der Umsetzung der Planung voraussichtlich nicht 
einhergehen 

dd) der Art und Menge der erzeug-
ten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

X X 
- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-

nik nicht zu erwarten 
- Einhaltung des Abfallsatzungsrechts zur Kreislaufwirt-

schaft 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) 

-- -- 
 

ff) der Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme i.B. 
auf möglicherweise betroffene 
Gebiete mit spezieller Umwelt-
relevanz oder auf die Nutzung 
von natürlichen Ressourcen 

X X 

- Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete ist nicht zu erwarten 

 

gg) der Auswirkungen der gepl. 
Vorhaben auf das Klima (z.B. 
Art und Ausmaß der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfäl-
ligkeit der gepl. Vorhaben ge-
genüber den Folgen des Klima-
wandels 

X X 

- messbare mittel- oder langfristige planbedingte Auswir-
kungen sind nicht zu erwarten 

 

hh) der eingesetzten Techniken 
und Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 
Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 

 

Artenschutzprüfung 

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,  

• wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 

aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (3) - Schutzgut Fläche und Boden 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhandens-
eins der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschl. Abriss-
arbeiten 

G X 
- bei den Abrissarbeiten sind Bodenbewegungen zu er-

warten,  
- betriebsbedingt wird sich der Versiegelungsgrad nicht 

erhöhen 

bb) der Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbes. Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biolog. Vielfalt, wobei so-
weit möglich die nachhaltige 
Verfügbarkeit dieser Ressour-
cen zu berücksichtigen ist 

X X 

- in natürliche Ressourcen wird nicht eingegriffen. 

cc) der Art und Menge an Emissio-
nen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verur-
sachung von Belästigungen 

-- -- 

 

dd) der Art und Menge der erzeug-
ten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

X X 
- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-

nik nicht zu erwarten 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) 

-- -- 
 

ff) der Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme i.B. 
auf möglicherweise betroffene 
Gebiete mit spezieller Umwelt-
relevanz oder auf die Nutzung 
von natürlichen Ressourcen 

X X 

- Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete ist nicht zu erwarten 

gg) der Auswirkungen der gepl. 
Vorhaben auf das Klima (z.B. 
Art und Ausmaß der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfäl-
ligkeit der gepl. Vorhaben ge-
genüber den Folgen des Klima-
wandels 

X X 

- der Versiegelungsgrad wird nicht erhöht 

hh) der eingesetzten Techniken 
und Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 
Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (4) - Schutzgut Wasser 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhandens-
eins der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschl. Abriss-
arbeiten 

G X 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb zu 
erwarten, bei Beachtung der einschlägigen Vorschrif-
ten jedoch nur vorübergehend für die Dauer der Bau-
phase und nicht erheblich 

- betriebsbedingt durch das Vorhaben an sich keine Aus-
wirkungen, da der Versiegelungsrad nicht erhöht wird 

bb) der Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbes. Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biolog. Vielfalt, wobei so-
weit möglich die nachhaltige 
Verfügbarkeit dieser Ressour-
cen zu berücksichtigen ist 

X X 

- keine Auswirkungen, da der Versiegelungsgrad nicht 
erhöht  

cc) der Art und Menge an Emissio-
nen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verur-
sachung von Belästigungen 

-- -- 

 

dd) der Art und Menge der erzeug-
ten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

X X 
- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-

nik nicht zu erwarten 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) 

-- -- 
 

ff) der Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme i.B. 
auf möglicherweise betroffene 
Gebiete mit spezieller Umwelt-
relevanz oder auf die Nutzung 
von natürlichen Ressourcen 

X X 

- Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete ist nicht zu erwarten 

 

gg) der Auswirkungen der gepl. 
Vorhaben auf das Klima (z.B. 
Art und Ausmaß der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfäl-
ligkeit der gepl. Vorhaben ge-
genüber den Folgen des Klima-
wandels 

X X 

- erhebliche Auswirkungen auf die Luftfeuchtigkeit, das 
Niederschlagsfeld und die Nebelbildung sind nicht zu 
erwarten. Die überplante Fläche und die damit verbun-
denen Wirkungen sind zu gering, um signifikante Aus-
wirkungen zu generieren 

hh) der eingesetzten Techniken 
und Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 
Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (5) - Schutzgut Luft und Klima 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhandens-
eins der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschl. Abriss-
arbeiten 

X X 
- bau- und betriebsbedingte Auswirkungen sind bei Pla-

nung und Ausführung nach dem Stand der Technik 
nicht zu erwarten 

bb) der Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbes. Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biolog. Vielfalt, wobei so-
weit möglich die nachhaltige 
Verfügbarkeit dieser Ressour-
cen zu berücksichtigen ist 

X X 

- bau- und betriebsbedingte Auswirkungen sind bei Pla-
nung und Ausführung nach dem Stand der Technik 
nicht zu erwarten 

 

cc) der Art und Menge an Emissio-
nen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verur-
sachung von Belästigungen 

G G 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb zu 
erwarten (kleinräumige Luftverschmutzungen durch 
den Betrieb von Baumaschinen, witterungsbedingte 
Staubbelastungen), jedoch nur vorübergehend für die 
Dauer der Bauphase und bei Beachtung der einschlä-
gigen Vorschriften und aufgrund der Kleinräumigkeit 
nur kurzfristig 

- betriebsbedingt kann von Luftschadstoffemissionen 
aufgrund der Größe des Plangebietes und der Anzahl 
der möglichen Quellen ausgegangen werden. Diese 
werden die Bagatellschwelle der Tabelle 7 der TA Luft 
deutlich unterschreiten 

- für Emissionen aus dem zusätzlich entstehenden Stra-
ßenverkehr gelten die Emissionsgrenzwerte der Ab-
gasnorm, die Tiefgaragenzufahrtliegt abseits des Ost-
seeferienparks, Beeinträchtigungen sind nicht zu er-
warten 

- relevante Geruchsemissionen werden nicht erwartet, 
da die Planung mit keinen signifikanten Quellen ver-
bunden ist 

- insgesamt sind erhebliche betriebsbedingte Auswirkun-
gen durch die zusätzlichen Emissionen bei Planung 
und Ausführung nach dem Stand der Technik nicht zu 
erwarten 

- eine erhebliche Wärme- oder Strahlungsemission wird 
mit der Umsetzung der Planung voraussichtlich nicht 
einhergehen 

dd) der Art und Menge der erzeug-
ten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

X X 
- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-

nik nicht zu erwarten 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) 

-- -- 
 

ff) der Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme i.B. 
auf möglicherweise betroffene 
Gebiete mit spezieller 

X X 

- Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete ist nicht zu erwarten 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (5) - Schutzgut Luft und Klima 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

Umweltrelevanz oder auf die 
Nutzung von natürlichen Res-
sourcen 

gg) der Auswirkungen der gepl. 
Vorhaben auf das Klima (z.B. 
Art und Ausmaß der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfäl-
ligkeit der gepl. Vorhaben ge-
genüber den Folgen des Klima-
wandels 

X G 

- klimarelevante Kaltlufttransporte werden nicht erheb-
lich beeinflusst. Unmittelbare lokale Luftaustauschvor-
gänge werden naturgemäß durch neue Baukörper be-
einflusst, aber ohne nennenswerte Auswirkungen. 

- Aussagen zu Art und Ausmaß der Treibhausgasemis-
sion sind im derzeitigen Planstand nicht möglich, da 
noch keine Haustechnik vorliegt. Erhebliche Nachtei-
lige Auswirkungen der Bauleitplanung auf das Klima 
sind bei Beachtung der detaillierten Regelungen im Er-
neuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG), der 
Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz und 
energiesparende Anlagentechnik bei Gebäuden (Ener-
gieeinsparverordnung – EnEV) sowie dem Energieein-
sparungsgesetz (EnEG) nicht zu erwarten. 

- Die Bauleitplanung ist gegenüber den Folgen des Kli-
mawandels nicht anfällig, es werden die üblichen Hoch-
wasserschutzmaßnahmen erforderlich. 

hh) der eingesetzten Techniken 
und Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 
Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (6) - Wirkungsgefüge zwischen den Schutzgütern a (1) bis a (5) 

Die zunächst aus methodischen Gründen isoliert zu betrachtenden Schutzgüter Tiere und Pflanzen, 
Fläche, Boden, Wasser, Luft und Klima stehen in einem komplexen Wirkungsgefüge zueinander. 
Eingriffe auf einen Umweltbelang können direkt oder indirekt Auswirkungen für ein anderes Schutz-
gut nach sich ziehen. Dabei sind die Wechselwirkungen untereinander unterschiedlich stark ausge-
prägt. Die folgende Beziehungsmatrix stellt unabhängig vom konkreten Vorhaben grundsätzlich die 
Intensität der Wechselwirkungen einzelner Schutzgüter zueinander dar. 

von → 
Wechselwirkun-
gen zwischen 
den Schutzgü-

tern 

 ↓ auf 

Tieren Pflanzen 
Fläche/ 

Boden 
Wasser Luft/Klima 

Tiere 
Populations- 
dynamik, 
Nahrungskette 

Nahrung,  
Sauerstoff,  
Lebensraum 

Lebensgrundlage, 
Lebensraum 

Lebensgrund-
lage, 
Lebensraum 

Lebensgrund-
lage, 
Lebensraum 

Pflanzen 
Fraß, Tritt,  
Düngung,  
Bestäubung, Ver-
breitung 

Konkurrenzverhal-
ten,  
Vergesellschaf-
tung 

Lebensraum, 
Nähr- und Schad-
stoffquelle 

Lebensgrund-
lage, 
Lebensraum 

Wuchs- und 
Umfeldbedin-
gungen 

Fläche / Bo-

den 

Düngung, 
Tritt/Verdichtung, 
Bodenbildung,  
O2-Verbrauch 

Durchwurzelung, 
Bodenbildung, Be-
einflussung des 
Nährstoff-, Was-
ser- und Sauer-
stoffgehalts, 
Abdeckung/Schutz 
vor Erosion 

Bodeneintrag Stoffverlage-
rung, 
Bodenentwick-
lung 

Bodenklima, 
Bodenbildung, 
Erosion, 
Stoffeintrag 

Wasser 
Gewässerverun-
reinigung, 
Nährstoffeintrag 

Gewässerreini-
gung,  
Regulation des 
Wasserhaushaltes 

Stoffeintrag,  
Trübung,  
Sedimente,  
Pufferfunktion 

Stoffeintrag, 
Versickerung 

Niederschläge, 
Gewässertem-
peratur 

Luft / Klima 
CO2-Produktion, 
O2-Verbrauch 

O2-Produktion, 
CO2-Aufnahme, 
Beeinflussung von 
Luftströmungen 

Staubbildung Lokalklima (Wol-
ken, Nebel), 
Luftfeuchte 

Herausbildung 
verschiedener 
Klimazonen 
(Stadt, Land, 
…) 

 

Im vorliegenden Fall bleibt der räumliche Wirkbereich weitgehend auf das Plangebiet be-

schränkt. Über das Vorhabengebiet hinausgehende erhebliche Beeinträchtigungen der Um-

welt infolge von Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sind nicht zu erwarten. Nie-

derschlagswassermengen werden durch Staukanäle u.ä. gedrosselt, so dass sich die Vor-

flutsituation insgesamt verbessert. 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (7) - Schutzgut Landschaft und biologische Vielfalt 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhandens-
eins der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschl. Abriss-
arbeiten 

X G 

- baubedingte Auswirkungen auf das Landschaftsbild 
sind durch den Einsatz von Baukränen u.ä. zu erwar-
ten, jedoch nur vorübergehend für die Dauer der Bau-
phase und nicht erheblich 

- baubedingte Auswirkungen auf die biologische Vielfalt 
bestehen aufgrund fehlender Artenvielfalt nicht 

- ständige lokale Veränderung des Landschaftsbildes 
durch die Errichtung des geplanten Baukörpers (siehe 
dazu Text unter der Tabelle) 

bb) der Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbes. Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biolog. Vielfalt, wobei so-
weit möglich die nachhaltige 
Verfügbarkeit dieser Ressour-
cen zu berücksichtigen ist 

X X 

- in natürliche Ressourcen wird nicht eingegriffen, da 
keine biologische Vielfalt besteht 

cc) der Art und Menge an Emissio-
nen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verur-
sachung von Belästigungen X X 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb zu 
erwarten, jedoch nur vorübergehend für die Dauer der 
Bauphase und nicht erheblich 

- betriebsbedingte Auswirkungen durch störende Licht-
emissionen sind durch bauordnungsrechtliche Rege-
lungen minimiert 

- eine erhebliche Wärme- oder Strahlungsemission wird 
mit der Umsetzung der Planung voraussichtlich nicht 
einhergehen 

dd) der Art und Menge der erzeug-
ten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

X X 
- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-

nik nicht zu erwarten 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) 

-- -- 
 

ff) der Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme i.B. 
auf möglicherweise betroffene 
Gebiete mit spezieller Umwelt-
relevanz oder auf die Nutzung 
von natürlichen Ressourcen 

X X 

- Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete ist nicht zu erwarten 

gg) der Auswirkungen der gepl. 
Vorhaben auf das Klima (z.B. 
Art und Ausmaß der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfäl-
ligkeit der gepl. Vorhaben ge-
genüber den Folgen des Klima-
wandels 

X X 

- planbedingte Auswirkungen sind nicht zu erwarten 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

a (7) - Schutzgut Landschaft und biologische Vielfalt 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

hh) der eingesetzten Techniken 
und Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 

 

Ergebnisse und Bewertung der Studie zum Landschaftsbild 

Nach dem Regionalplan 2004 für den Planungsraum II (alt) liegt das Plangebiet einem Gebiet 

mit besonderer Bedeutung für Natur und Landschaft. In diesen Gebieten sollen Planungen 

nur durchgeführt werden, wenn sie das Landschaftsbild nicht grundlegend belasten.  

Visualisierung der Auswirkungen 

In die Betrachtung eingeflossen sind Standorte, die großräumig eine mögliche nachteilige 

Veränderung des Landschaftsbildes zeigen sollen. Dafür gewählt wurden die Blickrichtungen 

1 bis 6, die mehrere Ansichten vom Binnensee als auch von Wegen südlich und westlich des 

Ostseeferienparks sowie vom Ostseestrand eröffnen. 

 

Die nachfolgende Abbildung dient der Verdeutlichung der tatsächlichen Höhenentwicklung 

des geplanten Neubaus ohne Perspektive. 
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Standort 1 - Blick von Nordosten 

Vom nordöstlichen Ufer des Binnensees ergibt sich eine deutliche Veränderung der Ansicht 

des Ferienzentrums. Künftig wird hier der im Vordergrund platzierte Neubau präsent. Die 

südöstlichen Gebäudeteile des Ostseeferienparks werden überragt, ebenso wie das Aktiv-

Hus (rechts des Neubaus) und die am Wasser gelegene Appartementanlage (links des Neu-

baus). 

 Bestand 

 Planung 



 Stand: 05.11.2020 
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Standort 2 - Blick von Osten 

Vom zum Steinwarder führenden Damm am Ostufer des Binnensees bestimmen die vorhan-

denen Gebäude des Ostseeferienparks das Landschaftsbild. Der geplante Neubau wird na-

türlich sichtbar, eine negative Veränderung des Landschaftsbildes ist aber nicht gegeben. 

 Bestand 

 Planung 
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Standort 3 - Blick von Südosten 

Von der Uferpromenade im Südosten am Binnensee bietet sich ein ähnlicher Eindruck wie 

von Standort 2. Der Ostseeferienpark bestimmt das Landschaftsbild. Der geplante Neubau 

führt hier zu Veränderungen, die aber kaum belastend für das Landschaftsbild sind. 

 Bestand 

 Planung 



 Stand: 05.11.2020 
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Standort 4 - Blick von Süden (Wanderweg) 

Vom Wanderweg im Süden des Ferienzentrums fällt die geplante Neubebauung kaum auf, 

zumal sie von Gehölzen tlw. verdeckt wird. Eine bedeutsame negative Veränderung des 

Landschaftsbildes ist nicht zu erwarten. 

 Bestand 

 Planung 
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Standort 5 - Blick von Westen (Wanderweg) 

Aus Westen ist das Vorhaben nicht zu sehen, es wird vollständig von den Gebäuden des 

Ostseeferienparks verdeckt (die grüne Eintragung verdeutlicht die Lage des Neubaus, wel-

cher komplett hinter den vorhandenen Gebäuden verschwindet). 

 Bestand 

 Planung 

  



 Stand: 05.11.2020 
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Standort 6 - Blick von Nordwesten 

Aus dieser Richtung wirkt die Gebäudegruppe des Ostseeferienparks sehr markant. Das ge-

plante Vorhaben wird weitgehend vom Ostseeferienpark verdeckt. Negative Auswirkungen 

auf das Landschaftsbild ergeben sich nicht. 

 Bestand 

 Planung 
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Fazit 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sind durch die Planung kaum zu erwarten. Insbe-

sondere vom westlich des Ferienzentrums gelegenen Natura-2000-Gebiet ist das Vorhaben 

praktisch nicht wahrnehmbar, da es vom Gebäudekomplex des Ostseeferienparks weitge-

hend verdeckt wird. Auch vom Steinwarder Damm und von Süden bzw. Südosten aus ver-

ändert sich das Landschaftsbild kaum. Die größte Auswirkung ergibt sich hier von Nordosten 

(Standort 1). Dazu ist auszuführen, dass am Nordufer des Binnensees noch weitere größere 

Appartementhäuser vorhanden sind, und auch der Gebäudekomplex des Ostseeferienparks 

das Landschaftsbild hier deutlich vorbelastet. Eine erhebliche unzuträgliche Beeinträchtigung 

wird durch das Vorhaben im Hinblick auf das Landschaftsbild nicht gesehen. 

c)  umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die 
Bevölkerung insgesamt 

Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

c - Schutzgut Mensch, Gesundheit (Immissionen) und Bevölkerung insgesamt 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

aa) des Baus und des Vorhandens-
eins der geplanten Vorhaben, 
soweit relevant einschl. Abriss-
arbeiten 

G X 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb zu 
erwarten, bei Beachtung der einschlägigen Vorschrif-
ten jedoch nur vorübergehend für die Dauer der Bau-
phase und nicht erheblich. Potenziell auftretende Emis-
sionen in der Bauphase sind:  

• Schall- und Lichtemissionen durch Baumaschinen 
und baustellenbezogenen Verkehr 

• Staubemissionen bei der Einrichtung der Baustellen-
einrichtung, bei Erd- und Hochbauarbeiten und be-
dingt durch den Baustellenverkehr, 

• Schadstoff- und Geruchsemissionen in Form von 
Fahrzeug- und / oder Baumaschinenabgasen, bei der 
Errichtung von Bauwerken aus Beton, Asphalt bzw. 
Bitumen sowie beim Aufbringen von Farbanstrichen, 

• Schadstoff- und Geruchsstoffemissionen durch Aus-
tritt oder Verschütten von Treib- und Schmierstoffen. 

- betriebsbedingte dauerhafte Auswirkungen sind Schall- 
und Lichtemissionen (siehe Punkt cc) 

- erhebliche Luftverwirbelungen durch Windböen sind 
nicht zu erwarten, vgl. Text unter der Tabelle 

- Beeinträchtigungen durch Verschattung sind nicht zu 
erwarten, vgl. Text unter der Tabelle 

bb) der Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbes. Fläche, Bo-
den, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biolog. Vielfalt, wobei so-
weit möglich die nachhaltige 

X X 

- in natürlichen Ressourcen wird nicht eingegriffen 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

c - Schutzgut Mensch, Gesundheit (Immissionen) und Bevölkerung insgesamt 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

Verfügbarkeit dieser Ressour-
cen zu berücksichtigen ist 

cc) der Art und Menge an Emissio-
nen von Schadstoffen, Lärm, 
Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verur-
sachung von Belästigungen 

G E 

- baubedingte Auswirkungen durch Baustellenbetrieb 
(Lärm- und Staubbelastung) sind nur vorübergehend 
für die Dauer der Bauphase und bei Beachtung der ein-
schlägigen Vorschriften nicht erheblich (siehe Punkt 
aa) 

- mit folgenden dauerhaften betriebsbedingten Auswir-
kungen ist zu rechnen: 

• Geräuschimmissionen Gewerbe, vgl. Text unter der 
Tabelle, es werden Maßnahmen erforderlich 

• Lichtemissionen durch Außenbeleuchtung treten auf, 
sind bei Beachtung der einschlägigen Vorschriften 
aber nicht erheblich, 

• Emissionen von verbrennungstypischen Luftschad-
stoffen sind bei Beachtung der einschlägigen Vor-
schriften aber nicht erheblich 

- eine erhebliche Wärme- oder Strahlungsemission wird 
mit der Umsetzung der Planung voraussichtlich nicht 
einhergehen, 

dd) der Art und Menge der erzeug-
ten Abfälle und ihrer Beseiti-
gung und Verwertung 

X X 

- keine Auswirkungen durch gesetzlich geregelte Bauab-
fallentsorgung in der Bauphase 

- in der Betriebsphase fallen Haus-, Bio- und ggf. Gewer-
beabfälle in üblichen Mengen an. Die Abfallentsorgung 
erfolgt langfristig über die von der Stadt Heiligenhafen 
verpflichteten Verbände und Unternehmen unter Be-
achtung der gesetzlichen Regelungen und Satzungen 

ee) der Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe 
oder die Umwelt (z.B. durch Un-
fälle oder Katastrophen) X E 

- bei Planung und Ausführung nach dem Stand der Tech-
nik nicht zu erwarten 

- Teile des Plangebiets liegen im Hochwasserrisikoge-
biet nach § 73 WHG, hiervon berührt ist im Wesentli-
chen die Tiefgarage, es werden die üblichen baulichen 
Schutzvorkehrungen erforderlich (u.a. Höhe des Erd-
geschossfußbodens) 

ff) der Kumulierung mit den Aus-
wirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete unter 
Berücksichtigung etwaiger be-
stehender Umweltprobleme i.B. 
auf möglicherweise betroffene 
Gebiete mit spezieller Umwelt-
relevanz oder auf die Nutzung 
von natürlichen Ressourcen 

X X 

- Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben be-
nachbarter Plangebiete ist nicht zu erwarten 

gg) der Auswirkungen der gepl. 
Vorhaben auf das Klima (z.B. 
Art und Ausmaß der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfäl-
ligkeit der gepl. Vorhaben ge-
genüber den Folgen des Klima-
wandels 

X G 

- messbare mittel- oder langfristige planbedingte Auswir-
kungen sind nicht zu erwarten, das Vorhaben ist gegen-
über dem Klimawandel nicht anfälliger als die übrige 
Bebauung des Ostseeferienparks, die notwendigen 
baulichen Schutzvorkehrungen werden getroffen 
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Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

c - Schutzgut Mensch, Gesundheit (Immissionen) und Bevölkerung insgesamt 

Beschreibung der  
Auswirkungen während der Bau- 
und Betriebsphase  
infolge: 

Schutzgut-
betroffenheit 

Beschreibung Auswirkungen des geplanten  
Vorhabens: 

B
a
u

-

p
h

a
s
e

 

B
e
tr

ie
b

s
-

p
h

a
s
e

 

hh) der eingesetzten Techniken 
und Stoffe X X 

- bei Planung und Ausführung unter Beachtung der an-
erkannten Regeln der Technik und der einschlägigen 
Gesetze, Verordnungen, Normen und Richtlinien nicht 
zu erwarten 

 Symbole: -- – nicht zutreffend, X – keine, G – geringe, E  – erhebliche Beeinträchtigungen 

 

Berechnungsergebnisse und Bewertung des Lärmgutachtens 

Lage der Immissionsorte 
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Zusatzbelastung, Werktag – Berechnungsergebnisse in dB(A) 

 

Die Berechnungen zeigen, dass unter der Berücksichtigung der Schallquellen nach Ab-

schnitt 3 des Lärmgutachtens die Immissionsrichtwerte TAG der TA Lärm an allen Immissi-

onsorten eingehalten werden. Pegelbestimmend an den maßgeblichen Immissionsorten 

IOP1.1, IOP1.2 und IOQ1.1, an denen der Immissionsrichtwert um weniger als 6 dB(A) un-

terschritten wird, sind die Emissionen aus den Zuwegungen bei der Belieferung. Im Beurtei-

lungszeitraum NACHT kommt es aufgrund der Abfahrt der Pkw aus der Tiefgarage bei Ab-

fahrt von 140 Fahrzeugen innerhalb einer Stunde zu Überschreitungen des Richtwertes. Es 

treten Maximalpegel bis 68 dB(A) im Beurteilungszeitraum TAG sowie 33 dB(A) im Zeitraum 

NACHT auf. Die Immissionsrichtwerte für kurzzeitige Geräuschspitzen werden unterschrit-

ten. Lärmschutzmaßnahmen sind erforderlich. 

Planfall 2, Zusatzbelastung mit Lärmschutz, Berechnungsergebnisse in dB(A) 

 

Die Berechnungen zeigen, dass unter der Berücksichtigung der Schallquellen nach Ab-

schnitt 3 sowie der beschriebenen Lärmschutzmaßnahme die Immissionsrichtwerte TAG der 

TA Lärm an allen Immissionsorten eingehalten werden. Pegelbestimmend an den maßgeb-

lichen Immissionsorten IOP1.2 und IOQ1.1, an denen der Immissionsrichtwert um weniger 

als 6 dB(A) unterschritten wird, sind die Emissionen aus der Zuwegung der Belieferung. Für 
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diese Immissionsorte ist eine Betrachtung der Gesamtbelastung aus Zusatzbelastung und 

Vorbelastung notwendig. Im Beurteilungszeitraum NACHT werden die Immissionsrichtwerte 

eingehalten. Eine Betrachtung der Gesamtbelastung ist erforderlich. Es treten Maximalpegel 

bis 65 dB(A) im Beurteilungszeitraum TAG sowie 33 dB(A) im Zeitraum NACHT auf. Die 

Immissionsrichtwerte für kurzzeitige Geräuschspitzen werden unterschritten. Eine Betrach-

tung der Gesamtbelastung ist erforderlich. 

Betrachtung der Gesamtbelastung 

Bestimmung der Vorbelastung: Nördlich der geplanten Gebäudeanlage befindet sich mit dem 

Aktiv Hus eine Freizeitanlage, in welchem ein Spa, Indoor-Spielareale sowie Gastronomie 

und kleiner Einzelhandel angesiedelt sind. Diese befinden sich sämtlich innerhalb des Ge-

bäudes. Eine außenliegende Nutzung sowie ein Besucherparkplatz oder Anlieferzone sind 

nicht vorhanden. Das Aktiv Hus befindet sich in ca. 110 m Entfernung Luftlinie zu den maß-

geblichen Immissionsorten, welche durch die geplante Anlage und teilweise durch die eige-

nen Gebäude abgeschirmt werden, so dass die Immissionen aus der innenliegenden Nut-

zung des Aktiv Huses als auch einzelne, mögliche Anliefervorgänge aus schalltechnischer 

Sicht als untergeordnet einzustufen sind. Östlich des Plangebietes befindet sich ein Veran-

staltungspavillon, der durch die geplante Anlage zu den Immissionsorten hin abgeschirmt 

wird und sowie das Haus des Kurgastes. Beide verfügen über keine eigenen Stellplatzanla-

gen. Die Veranstaltungen finden innerhalb der geschlossenen Gebäude statt, so dass die 

Immissionen aus schalltechnischer Sicht als untergeordnet einzustufen sind. Eine Vorbelas-

tung für die maßgeblichen Immissionsorte liegt nicht vor. 

Die Gesamtbelastung entspricht der Zusatzbelastung. Sämtliche Richtwerte werden einge-

halten. 

Zusatzbelastung, Sonn- & Feiertag – Berechnungsergebnisse in dB(A) 

 



 Stand: 05.11.2020 

 

 
 
 PLANUNGSBÜRO OSTHOLSTEIN                                                             Seite 71 von 92 

Seite 71 von 92 
 

Die Berechnungen zeigen, dass unter der Berücksichtigung der angegebenen Schallquellen 

die Immissionsrichtwerte TAG der TA Lärm [1] an allen Immissionsorten um mindestens 15 

dB(A) unterschritten werden. Pegelbestimmend an den maßgeblichen Immissionsorten 

IOP1.1, IOP1.2, IOQ1.1 und IQP1.2, an denen der Beurteilungspegel den Immissionsricht-

wert um weniger als 6 dB(A) unterschreitet, sind die Emissionen der An- und Abfahrten der 

Besucher zu den Stellplätzen des Parkplatzes. Eine Betrachtung der Gesamtbelastung ist 

notwendig. Im Beurteilungszeitraum NACHT werden die Richtwerte an allen Immissionsorten 

um mindestens 1 dB(A) unterschritten. Pegelbestimmend an den maßgeblichen Immission-

sorten IOP1.1, IOP1.2, IOQ1.1 und IQP1.2, an denen der Beurteilungspegel den Immissi-

onsrichtwert um weniger als 6 dB(A) unterschreitet, sind die Emissionen Abfahrt der Besu-

cher von den Stellplätzen der Tiefgarage. Eine Betrachtung der Gesamtbelastung ist notwen-

dig. Die Berechnungsergebnisse zeigen Maximalpegel bis 33 dB(A) im Beurteilungszeitraum 

TAG sowie im Beurteilungszeitraum NACHT und unterschreiten somit die Immissionsricht-

werte für kurzzeitige Geräuschspitzen. Lärmschutzmaßnahmen sind erforderlich. 

Betrachtung der Gesamtbelastung 

Es gelten die vorgenannten Ausführungen zur Gesamtbelastung. Eine Vorbelastung für die 

maßgeblichen Immissionsorte liegt nicht vor. Die Gesamtbelastung entspricht der Zusatzbe-

lastung. Sämtliche Richtwerte werden eingehalten. 

Öffentlicher Parkplatz– Berechnungsergebnisse in dB(A) 

 

Die Ergebnisse der Berechnung zeigen, dass der Orientierungswert in den beiden Beurtei-

lungszeiträumen TAG und NACHT um mindestens 3 dB(A) bzw. 2 dB(A) unterschritten wird. 

Lärmschutzmaßnahmen sind nicht erforderlich. 

Die vorgenannten Darstellungen zeigen, dass in der Gesamtschau Lärmschutzmaßnahmen 

erforderlich werden. Diese sind in Kap. 6.2.4 aufgeführt. 
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Die in dem Gutachten getroffenen Annahmen basieren zunächst auf Vorentwürfen zum Vor-

haben. Auch wenn sich die tatsächlichen Nutzungen in der Durchführungsplanung entspre-

chend dem im Bebauungsplan festgesetzten Nutzungskatalog noch geringfügig ändern soll-

ten (z.B. Kegeln statt Bowling, o.ä.) oder sich die Nutzflächen verändern sollten, so wird sich 

dieses auf die Gesamtprognose nicht wesentlich auswirken. Im Gutachten ist zudem darauf 

verwiesen, dass der Bebauungsplan den Anlagenbetreiber nicht aus einem schalltechni-

schen Nachweis der Gesamtanlage nach TA Lärm im Baugenehmigungsverfahren entlässt. 

Das vorliegende Schallgutachten für den Bebauungsplan zeigt im Grundsatz auf, dass keine 

Lärmprobleme bestehen, die nicht durch Maßnahmen baulicher und organisatorischer Art zu 

lösen wären. 

Ergebnisse Expertise Windkomfort 
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Im Ist-Zustand werden die Windkomfortkriterien im Kernbereich des Bewertungsgebietes er-

füllt. Am Rande des Bewertungsgebietes werden die Windkomfortkriterien teilweise nicht er-

füllt. Die Veränderungen im Plan-Zustand bewirken hauptsächlich südöstlich des geplanten 

Gebäudes in einem beschränkten Bereich, dass die Windkomfortkriterien nicht mehr erfüllt 

werden. Abgesehen davon wirkt sich das geplante Gebäude nicht signifikant auf den Wind-

komfort in der Umgebung der Bestandsgebäude aus. 

Eine Gefahr durch Wind auf Fußgängerniveau im klimatologischen Mittel existiert im Ist- so-

wie im Plan-Zustand am nordwestlichen Rand des Bewertungsgebietes im Bereich eines 

Spielplatzes und Parkplatzes. Das geplante Gebäude hat auf die Gefahr durch Wind dort 

keinen negativen Einfluss. 

Im Plan-Zustand wird, im Verhältnis zum Ist-Zustand, östlich des geplanten Gebäudes die 

Gefahr durch Wind leicht erhöht auf ein beschränktes Risiko, als auch reduziert auf ein nicht 

mehr eingestuftes Niveau. Abgesehen davon wirkt sich das geplante Gebäude im klimatolo-

gischen Mittel nicht negativ auf die Gefahr durch Wind in der Umgebung der Bestandsge-

bäude aus. Eine erhöhte Gefahr durch hohe Windgeschwindigkeiten ist am Rande von be-

bauten Gebieten gerade an der Küste nicht untypisch. 

Die Häufigkeit von Böen mit einer Geschwindigkeit von 8 m/s oder mehr im klimatologischen 

Mittel in der unmittelbaren Nähe von Balkonen des bestehenden Ferienparkgebäudes ändert 

sich auf Grund des geplanten Gebäudes nicht oder verringert sich. Demnach hat das ge-

plante Gebäude auf die Windverhältnisse an den Balkonen im klimatologischen Mittel keinen 

negativen Einfluss. Lediglich zwischen der Kante dieses bestehenden Gebäudes und dem 

geplanten Gebäude treten in den unteren Höhen häufiger diese Art von Böen auf. 
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Die vorstehenden Ausführungen zeigen, dass im Hinblick auf die Windverhältnisse mit der 

Planung keine negativen Auswirkungen auf die Bestandsgebäude des Ostseeferienparks o-

der die Nutzung der Balkone verbunden sind. Maßnahmen sind nicht erforderlich. 

Ergebnisse Schattenstudie 

Ein Merkmal gesunder Wohnverhältnisse ist die ausreichende Belichtung und Besonnung. 

Fachlich gesehen kann hierzu die DIN 5034 angewendet werden, die für die Bauleitplanung 

als fundierte und fachlich versierte Bemessungsgrundlage für Besonnungsverhältnisse we-

gen fehlender anderer fachlich zuverlässiger Ausarbeitungen gilt. Danach ist vor allem für 

Wohnräume die Besonnung ein wichtiges Qualitätsmerkmal, da ausreichende Besonnung 

zur Gesundheit und zum Wohlbefinden beiträgt. Deshalb sollte die mögliche Besonnungs-

dauer in mindestens einem Aufenthaltsraum einer Wohnung zur Tag- und Nachtgleiche 4 h 

betragen. Soll auch eine ausreichende Besonnung in den Wintermonaten sichergestellt sein, 

sollte die mögliche Besonnungsdauer am 17. Januar mindestens 1 h betragen. Am 17. Ja-

nuar werden sich die Schattenfälle tendenziell günstiger darstellen als am untersuchten 

21.12. Von daher wird von einer Gegenüberstellung am 17.01. abgesehen. 

Nachfolgend berücksichtigt wird der Schattenfall am 21.12, zur Tag- und Nachtgleiche und 

am 21.06. jeweils um 9.00 Uhr, 12:00 Uhr, 15:00 Uhr und 18:00. 

21. Juni 

Verschattungen von Gebäuden des Ostseeferienparks bestehen lediglich in den frühen Mor-

genstunden für die südöstlich gelegenen Gebäudeteile. Ab 9:00 Uhr sind keine Veränderun-

gen gegenüber dem Bestand gegeben. Nachmittags liegt ein kleiner Ausschnitt der Prome-

nade im Schatten. Ab dem Spätnachmittag wird das Appartementhaus am Binnensee tlw. 

verschattet. Eine ausreichende Belichtung und Besonnung der Ferienwohnungen/Apparte-

ments wird durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt.  

 Abb.: Studie PLOH 
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 Abb.: Studie PLOH 

(Visualisierung der anderen Tageszeiten können der Anlage 5 entnommen werden. Sie zei-

gen keine Auswirkungen durch das Vorhaben.) 

21. März/September 

Eine Verschattung von Gebäuden des Ostseeferienparks besteht auch zur Tag- und Nacht-

gleiche nur in den frühen Morgenstunden nur für die südöstlich gelegenen Gebäudeteile. Ab 

9:00 Uhr sind keine Veränderungen gegenüber dem Bestand gegeben. Bereits ab Mittag 

liegt ein kleiner Ausschnitt der Promenade im Schatten. Ab dem Spätnachmittag werfen die 

hohen Gebäude des Ostseeferienparks Schatten nach Osten. Promenade und Appartement-

haus am Binnensee werden dabei vollständig verschattet. Das geplante Vorhaben wirkt sich 

daher nicht aus. 

 Abb.: Studie PLOH 

 Abb.: Studie PLOH 
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(Visualisierung der anderen Tageszeiten können der Anlage 5 entnommen werden. Sie zei-

gen keine Auswirkungen durch das Vorhaben.) 

21. Dezember 

Im Winter ist in den Morgenstunden der nordöstliche Gebäudeteil des Ostseeferienparks be-

troffen. Ab dem späten Vormittag wirkt sich die geplante Bebauung hier aber nicht mehr aus. 

Ab Mittag liegt ein großer Teil der Promenade im Schatten. Nachmittags werfen die hohen 

Gebäude des Ostseeferienparks Schatten nach Nordosten. Promenade und Aktiv Hus wer-

den dabei vollständig verschattet. Das geplante Vorhaben wirkt sich daher nicht aus. Das 

Appartementhaus am Binnensee ist im Winter durch die Planung nicht betroffen. 

 Abb.: Studie PLOH 

 Abb.: Studie PLOH 

(Visualisierung der anderen Tageszeiten können der Anlage 5 entnommen werden. Sie zei-

gen keine Auswirkungen durch das Vorhaben.) 

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, dass sich das geplante Vorhaben auf die Schatten-

verhältnisse der benachbarten Gebäude und der Promenade nicht erheblich auswirkt. Eine 

ausreichende Besonnung und Belichtung der Wohnungen werden grundsätzlich nicht beein-

trächtigt. Auch die Promenade wird lediglich in den Nachmittagsstunden und nur partiell im 

Schatten liegen. Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
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 Geplante Maßnahmen, mit denen festgestellte erhebliche nachteilige Um-

weltauswirkungen vermieden, verhindert, verringert oder soweit möglich 

ausgeglichen werden; Überwachungsmaßnahmen  

a) Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwi-
schen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt 

Tiere 

Es ergeben sich aufgrund der Prüfung des Eintretens der Verbote nach § 44 BNatSchG fol-

gende notwendige Maßnahmen: 

• Keine Rodung von Gehölzen und Beginn der Bauarbeiten in der Brutzeit (01. März bis 

30. September - allgemein gültige Regelung § 39 BNatSchG). 

• Abriss der Gebäude nachdem vor Abriss nachgewiesen wird, dass keine Fledermäuse 

anwesend sind (zur Vermeidung von Tötungen). 

• Installation von künstlichen Fledermausquartieren in benachbarten Bäumen oder an 

den benachbarten oder neuen Gebäuden, wenn die Gebäude abgerissen werden. Da 

unter den potenziell vorhandenen Fledermausarten auch gefährdete Arten vorkommen 

können, müssen die Kompensationsmaßnahmen vorgezogen, d.h. vor dem Verlust der 

potenziellen Quartiere bereitgestellt werden. 

• Bereitstellung künstlicher Höhlen für Brutvögel (Hausrotschwanz, Haussperling) für 

verloren gehende Gebäudenischen. Die Bereitstellung künstlicher Nistgelegenheiten 

sollte Nistmöglichkeiten für Nischen- und Halbhöhlenbrüter bereithalten, die insbeson-

dere der in Deutschland zurückgehenden Art Haussperling zugutekommen. 

Die vorgenannten Maßnahmen werden beachtet und über einen städtebaulichen Vertrag ge-

sichert. 

Zum Schutz der auf Lichtreize reagierenden Fauna wird grundsätzlich für die Außenbeleuch-

tung die Verwendung von insektenfreundlichen Lampen mit einem Spektralbereich zwischen 

570 und 630 nm empfohlen (Natriumdampflampen, warmweiße LED-Lampen, UV-absorbie-

rende Leuchtenabdeckungen). Weitere naturschutzfördernde Maßnahmen sind allgemein 

z.B. Dach- und Fassadenbegrünung, Einbau von Niststeinen, Insektenhaus. 

Pflanzen 

Im Sondergebiet sind nur wenige Gehölze vorhanden. Soweit möglich werden diese erhalten 

und sind mit entsprechenden Erhaltungsgeboten belegt. Sollte sich bei den Bauarbeiten her-

ausstellen, dass ein schadloser Fortbestand dieser Bäume nicht gegeben ist (u.a. wegen der 

Tiefgarage), dann werden diese Bäume in räumlicher Nähe zum Plangebiet durch Neupflan-

zungen ersetzt. 
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Am Beginn der Promenade im Süden des Plangebietes sind ebenfalls Bäume von der Pla-

nung betroffen. Drei der Bäume können nicht erhalten werden, da nur dort die Zufahrt für die 

Anlieferung in Abstimmung mit der Stadt Heiligenhafen platziert werden kann. Soweit mög-

lich, werden die Bäume verschoben. Ist das nicht durchführbar, werden Neupflanzungen ent-

sprechend den getroffenen Festsetzungen vorgenommen. Die Betroffenheiten können der 

Skizze zum Schutzgut Fläche/Boden entnommen werden. 

Fläche/Boden 

Das Schutzgut Fläche ist nicht betroffen, da sowohl der Flächennutzungsplan als auch der 

Bebauungsplan bereits Baumöglichkeiten vorsehen. 

Bodenverdichtungen sowie Versiegelungen werden durch Beachtung der Vorsorgegrund-

sätze der §§ 1, 4 und 7 des Bundesbodenschutzgesetzes vermieden oder minimiert. Die 

Baustelleneinrichtung erfolgt unmittelbar neben den zu errichtenden Gebäuden unter weit-

gehender Nutzung von Flächen, die für eine Versiegelung oder Teilversiegelung vorgesehen 

sind. Das Eindringen von Schadstoffen in den Boden bzw. Kontaminierungen werden durch 

eine ordnungsgemäße Pflege und Wartung der Technik nicht erwartet. 

Zusätzliche Bodenversiegelungen und damit Eingriffe in das Schutzgut Boden sind mit der 

Planung nicht verbunden. Derzeit beträgt der Anteil der versiegelten Fläche im Sondergebiet 

ca. 93 %. Zukünftig ist eine Versiegelung von max. 90 % zulässig. 
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Wasser 

Auf eine Drosselung der von dem geplanten Vorhaben in den städtischen Niederschlags-

wasserkanal einzuleitenden Niederschlagswassermenge kann, um Überflutungsprobleme zu 

vermeiden, nicht verzichtet werden. Zur Konkretisierung sind hydraulische Leistungsfähig-

keitsberechnungen des städtischen Niederschlagswasserkanalnetzes im Umfeld des ge-

planten Vorhabens unter Berücksichtigung der maßgeblichen Einzugsgebiete und anzuset-

zenden Niederschlagsereignisse erforderlich. Diese werden im Rahmen der Erschließungs-

planung vorgelegt. Die technische Infrastruktur zur vorhabenbezogenen Regenwasserklä-

rung ist auf den Grundstücksflächen des geplanten Vorhabens vorzuhalten, zu betreiben und 

zu unterhalten. Dieses wird beachtet und kann z.B. durch Staukanäle u.ä. sichergestellt wer-

den. 

Luft, Klima 

Über die ohnehin anzuwendenden Vorschriften hinaus sind keine weiteren Vermeidungs-

maßnahmen erforderlich. 

Landschaft 

Es sind keine Maßnahmen erforderlich. 

Biologische Vielfalt, Wirkungsgefüge 

Über die Maßnahmen zum Schutzgut Tiere und Pflanzen hinaus sind keine weiteren Maß-

nahmen erforderlich. 

c) Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt 

Lärmschutzvorkehrungen 

Zur Einhaltung des aktuellen Standes der Technik und zur Einhaltung der zulässigen Immis-

sionsrichtwerte der TA Lärm sind Lärmschutzmaßnahmen einzuhalten. 

Anlieferung 

Die Anlieferung ist ausschließlich im Beurteilungszeitraum TAG zwischen 06.00 und 22.00 

Uhr möglich. Eine Nachtanlieferung zwischen 22.00 und 06.00 Uhr ist aufgrund der kurzzei-

tigen Geräuschspitzen der Lieferfahrzeuge während der Fahrten zu den Anlieferzonen aus-

zuschließen. Dieses wird durch städtebaulichen Vertrag gesichert. 

Tiefgarage: 

Die Zufahrt zur Tiefgarage ist mit einer Einhausung mit seitlichen Wänden und Dach auszu-

führen. Es sind geeignete Materialien zu verwenden, die eine Dichtigkeit und Langlebigkeit 

der Abschirmung gewährleisten. Zur Erbringung einer wirksamen Schalldämmung muss das 
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Gewicht der Bauteile mindestens 10 kg/m² betragen. Die innenliegenden Oberflächen sind 

hoch absorbierend (entspricht der Schallabsorption nach DIN EN 1793-1 der Gruppe A3 [DLa 

8 bis 11 dB]) auszubilden. Die Luftschalldämmung muss mindestens der Gruppe B3 [DLR 

25 bis 34 dB] entsprechen. Die schalltechnischen Parameter und Ausführung der Schutz-

maßnahme sind im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens exakt zu bestimmen. Die Zufahrt 

ist mit Regenrinnen, die dem Stand der Lärmminderungstechnik entsprechen, auszubilden. 

Diese können z.B. durch verschraubten Gusseisenplatten realisiert werden. 

Alle ausgewiesenen Schallleistungspegel für die Emittenten sind einzuhalten. Das abge-

strahlte Schallspektrum muss entsprechend dem Stand der Technik einzeltonfrei sein. Bei 

Veränderung und Anpassung der zugrunde gelegten Planung ist sicherzustellen, dass die 

Vorgaben TA Lärm eingehaltenwerden. Sollten Fahnenmasten installiert werden, sind sie 

entsprechend des aktuellen Standes der Technik mit innenliegenden Hissvorrichtungen mit 

einem freibeweglichen Kragarm auszustatten. Die Fahnen sind in der Regel durch außen 

liegende Gewichte beschwert, so dass impulshaltige Geräusche beim Schlagen des Gewich-

tes gegen die Aluminiumpfosten entstehen können. Bei der Befestigung der Fahnen an den 

Fahnenmasten sind diese Geräusche auszuschließen, z.B. durch Gummiummantelung des 

Gewichtes. 

Die vorgenannten Maßnahmen sind, soweit anhand des Festsetzungskatalogs möglich, im 

Bebauungsplan festgesetzt. Die übrigen erforderlichen Vorkehrungen werden über einen 

städtebaulichen Vertrag gesichert. 

Hochwasserschutz 

Nach aktueller Rechtslage ist für die Ermittlung der Hochwasserrisikogebiete ein 200-jährli-

ches Hochwasserereignis maßgeblich. Dieses liegt in diesem Küstenabschnitt bei NHN 

+2,35 m. Demnach kann die Mindestfußbodenhöhe für das EG gegenüber den aktuellen 

Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes reduziert werden. Dementsprechend 

gelten bei der Errichtung neuer baulicher Anlagen folgende Auflagen und Festsetzungen: 

• Räume zum dauerhaften Aufenthalt von Personen auf Höhe von mind. NHN +2,85 m 

(OKFF) 

• Räume mit sonstiger Nutzung auf Höhe von mind. NHN +2,35 m (OKFF) 

• Besondere Sicherungsmaßnahmen von Haustechnikanlagen und Hausanschlüssen 

• Einrichtung gegen Rückstau in Ver- und Entsorgungsanlagen 

• Bauliche Anlagen müssen konstruktiv gegen Auftrieb und Unterspülung gesichert wer-

den 
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Insbesondere die im südlichen Teil des Geltungsbereichs dargestellte Parkgarage ist gegen 

eindringendes Hochwasser zu schützen. Denkbar ist auch eine komplette Räumung der Ga-

rage mit anschließender gezielter Flutung, um eine Auftriebssicherheit im Sturmflutfall zu 

gewährleisten.  

Die vorgenannten Maßnahmen werden beachtet. Die Erdgeschossfußboden ist im Bebau-

ungsplan entsprechend festgesetzt. Die übrigen Maßnahmen werden Teil der hochbaulichen 

Planung. 

 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten, wobei die 

Ziele und der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans zu berücksichti-

gen sind; Angabe der wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl: 

Eine grundsätzliche Alternative zum gewählten Standort besteht nicht. Das vorhandene Ge-

bäude mit dem Kursaal ist unmodern und entspricht nicht mehr den Anforderungen an eine 

zeitgemäße Infrastruktur. Teile der Anlage stehen bereits leer und können aufgrund der Bau-

mängel nicht mehr vermietet werden. Ein städtebaulicher Missstand zeichnet sich ab, der 

eine insgesamt negative Sogwirkung für den gesamten Bereich am Südende der Promenade 

auslösen kann. Die Stadt Heiligenhafen beabsichtigt daher, eben dieses Gebäude zu erset-

zen. Renovierungen oder Aufstockungen des vorhandenen Gebäudes sind aufgrund fehlen-

der statischer Voraussetzungen und der insgesamt schlechten Bausubstanz mit den damals 

verwendeten Materialien unwirtschaftlich. Auch aus umweltschützenden Überlegungen her-

aus ist ein Neubau an gleicher Stelle geboten. Die Inanspruchnahme freier Landschaft kann 

so vermieden werden. Eine alternative Anordnung der geplanten Gebäudeteile auf dem Areal 

führt nicht zu wesentlichen Unterschieden bezüglich der Auswirkungen auf die Umgebung. 

Alternativen ohne Berücksichtigung des avisierten Grundstücks bieten ebenfalls keine Vor-

teile. Im Hinblick auf einen schonenden Umgangs mit Grund und Boden kämen nur Flächen 

in Frage, die heute bereits einer Nutzung unterliegen und versiegelt sind. Das sind im We-

sentlichen Flächen, die heute als Stellplatz oder Parkplatz in Anspruch genommen sind. 
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 Abb.: DA Nord 

Fläche 1 würde die Bebauung direkt an die Grenzen der Natura-2000-Gebiete rücken. Die 

Eingriffe in das Landschaftsbild wären etwas erheblicher. Die entfallenden Stellplätze müss-

ten an anderer Stelle nachgewiesen werden, was wiederum der Bodenschutzklausel wider-

spräche. Auch Standort 2 würde einen Ersatz der dort vorhandenen Parkplätze erfordern, 

der mit einer weiteren zusätzlichen Flächeninanspruchnahme verbunden wäre. Die Flächen 

1 und 2 stehen zu dem nicht zur Verfügung. Mit der Verwirklichung des Projektes an einem 

anderen Standort unter Beibehaltung des status quo im Bereich von Kursaal und Ladenzeile 

kann zudem der sich abzeichnende städtebauliche Missstand durch Leerstand und insge-

samt fehlender Attraktivität nicht behoben werden. 

 Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen nach § 1 Abs. 6 

Nr. 7 Buchstabe j 

Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vor-

haben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach den 

Buchstaben a bis d und i bestehen nicht. Es werden keine Vorhaben geplant, die für schwere 

Unfälle oder Katastrophen anfällig sind. 

1 

2 
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6.3 Zusätzliche Angaben 

 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen 

Verfahren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, die 

bei der Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind, zum Beispiel 

technische Lücken oder fehlende Kenntnisse: 

Die Gemeinde führte eine verbal-argumentative Methode der Umweltprüfung durch, die dem 

gegenwärtigen Wissensstand und in ihrem Umfang und Detaillierungsgrad den allgemein 

anerkannten planerischen Grundsätzen gemäß der bisherigen Rechtslage entspricht. Wei-

tergehende technische Verfahren bei der Umweltprüfung wurden nicht verwendet. 

Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben deutlich wurden, ergaben sich 

nicht. 

 Monitoring (gemäß § 4c BauGB); Beschreibung der geplanten Maßnahmen 

zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung des 

Bauleitplans auf die Umwelt: 

Nach § 4c BauGB sind die Gemeinden verpflichtet, erhebliche Umweltauswirkungen, die auf 

Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten könnten, zu überwachen. Der Umweltbe-

richt zeigt im Ergebnis, dass unter Berücksichtigung von Maßnahmen keine erheblichen Um-

weltauswirkungen durch das Vorhaben hervorgerufen werden. Die Vorschrift des § 4c 

BauGB verlangt keine standardmäßige Überprüfung der Umweltauswirkungen oder der 

Durchführung bzw. die Erfolgskontrolle der vorgesehenen Maßnahmen. Sie stellt lediglich 

auf die unvorhergesehenen nachteiligen Auswirkungen ab und sieht in diesem Fall die Über-

prüfung besonders unsicherer Maßnahmen vor. Da das Eintreten unvorhergesehener nach-

teiliger Auswirkungen nach derzeitigem Kenntnisstand ausgeschlossen werden kann, sind 

umfangreiche Überwachungsmaßnahmen nicht erforderlich.  

Die erforderlichen Artenschutzmaßnahmen bei Abriss des Gebäudes werden im Rahmen der 

Abrissgenehmigung überprüft. Die erforderlichen Ersatzkästen werden im Zuge der Bauge-

nehmigung festgelegt. Deren ordnungsgemäße Anbringung wird durch einen Sachverstän-

digen überprüft. Die Baumpflanzungen werden durch eine Endbegehung oder, soweit dann 

erforderlich, Anwachspflegemaßnahmen begleitet. 

Die Umsetzung der festgesetzten Schallschutzmaßnahmen ist im Rahmen des Bauantrag-

verfahrens nachzuweisen. Die Stadt Heiligenhafen wird die prognostizierten Belastungen 

überprüfen und, falls erforderlich, weitere Maßnahmen ergreifen.  
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 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Die Bauleitplanung wird aufgestellt, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Er-

richtung eines Gebäudes mit touristischer Funktion (u.a.) Veranstaltungen, Läden, Schank- 

und Speisewirtschaften sowie von ca. 90 Ferienwohnungen zu schaffen. Mit dieser Planung 

sind negative Auswirkungen im Hinblick auf die Schutzgüter Tiere/Pflanzen/Mensch verbun-

den. Es werden Schallschutzmaßnahmen, Artenschutzmaßnahmen, Ersatzpflanzungen und 

Hochwasserschutzmaßnahmen erforderlich. Die Maßnahmen sind im Bebauungsplan fest-

gesetzt bzw. werden vertraglich gesichert.  

 Referenzliste der Quellen 

▪ Erlass „Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht“, Gemein-
samer Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums für Energiewende sowie 
dessen Anlage vom 09.12.2013 

▪ Landschaftsplan der Stadt Heiligenhafen 

▪ Lärmaktionsplanung der Stadt Heiligenhafen (2019) 

▪ Faunistische Potenzialanalyse und Artenschutzprüfung sowie FFH-Verträglichkeitsstudie 
für das EG - Vogelschutzgebiet 1530-491 „Östliche Kieler Bucht“ und FFH-Gebiet 1631-
393 „Küstenlandschaft Nordseite der Wagrischen Halbinsel“ für die 18. Änd. des B-Planes 
12 Heiligenhafen, Dipl.-Biol. Karsten Lutz, Hamburg, 19.05.2020 

▪ Stadt Heiligenhafen, Bebauungsplan Nr. 12 „Ferienzentrum Heiligenhafen“, Lärmtechni-
sche Untersuchung, Wasser- und Verkehrs-Kontor GmbH, Neumünster, 10.08.2020 

▪ Studie zum Orts- und Landschaftsbild, Bebauungsplan Nr. 12, 18. Änderung der Stadt 
Heiligenhafen, PLOH, Bad Schwartau, 14.05.2020 

▪ Studie zum Schattenfall, Bebauungsplan Nr. 12, 18. Änderung der Stadt Heiligenhafen, 
PLOH, Bad Schwartau, 18.05.2020 

▪ Expertise Windkomfort für das Projekt Freizeitzentrum Binnensee/Heiligenhafen, GEO-
NET Umweltkonsulting GmbH, Hannover, 29.09.2020 
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7 Hinweise 

7.1 Bodenschutz  

Um den Vorsorgegrundsätzen der §§ 1, 4 und 7 des Bundesbodenschutzgesetzes nachzu-

kommen sind folgende Punkte zu beachten: 

Durch Bodenaufträge und Arbeitsfahrzeuge kann es zu Bodenschadverdichtungen kommen, 

wodurch das Gefüge sowie der Wasser- und Lufthaushalt des Bodens und damit die vorhan-

denen Bodenfunktionen beeinträchtigt werden können. Diese Bodenverdichtungen sowie 

Versiegelungen sind zu vermeiden oder zu minimieren. Der Flächenverbrauch durch 

Baustelleneinrichtung (Baustraßen, Lagerplätze u. Ä.) ist möglichst gering zu halten. Dazu 

ist das Baufeld zu unterteilen in Bereiche für Bebauung - Freiland - Garten - Grünflächen etc. 

Baustraßen und Bauwege sind vorrangig dort einzurichten, wo befestigte Wege und Plätze 

vorgesehen sind. Vor der Anlage von Bauwegen ist der humose Oberboden zu entfernen 

und zwischenzulagern. In den Bereichen, die nach Beendigung der Baumaßnahmen nicht 

überbaut sind, ist die Befahrung zu vermeiden bzw. Maßnahmen zum Schutz gegen Boden-

verdichtungen zu ergreifen. Beim Ab- und Auftrag von Boden ist die Bodenart sowie die Tren-

nung in Oberboden, Unterboden und Ausgangsmaterial zu beachten, um das Material um-

weltgerecht einer weiteren Nutzung zuführen zu können. Nach Abschluss der Arbeiten ist die 

Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes der Flächen für die Baustelleneinrichtun-

gen mit besonderer Aufmerksamkeit fachgerecht durchzuführen (z.B. Bodenlockerung). Ge-

mäß § 2 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind Anhaltspunkte 

für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der unteren 

Bodenschutzbehörde mitzuteilen. 

7.2 Abfälle 

Der Kreis Ostholstein teilt zum Umgang mit Abfällen Folgendes mit: 

• Grundlage für Auffüllungen und Verfüllungen bildet der „Verfüllerlass“ des Ministeriums 
für Umwelt, Naturschutz und Landwirtschaft des Landes Schleswig-Holstein (Az. V 505-
5803.51-09 vom 14.10.2003) in Verbindung der Bundesbodenschutz- und Altlastenver-
ordnung und die Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) Nr. 20 „Anfor-
derungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen - Tech-
nische Regeln –„ (Stand 2003).  

• Sofern für die Baustraßen und -wege Recycling- Material verwendet wird, ist aus-
schließlich solches zu verwenden, dass der Einbauklasse Z1.1 (LAGA M20) entspricht. 
Zudem ist die Verwendung von Asphaltrecycling im offenen Einbau zu vermeiden.  

• Alle beim Abbruch anfallenden Abfälle sind vorrangig zu verwerten. (§ 7 Abs. 2 KrWG)  

• Abfälle zur Beseitigung wie z.B. asbesthaltige Baustoffe oder teerölbehandelte Hölzer 
sind, soweit nicht von der Annahme ausgeschlossen, dem Zweckverband Ostholstein 
als öffentlich-rechtlichem Abfallentsorgungsträger zu überlassen. (§ 17 KrWG)  

• Für asbesthaltige und teerölhaltige Abfälle besteht ein (Wieder-) Verwendungsverbot, 
sie dürfen auch nicht zur Weiterverwendung abgegeben werden.  
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• Die Entsorgung der gefährlichen Abfälle ist nachzuweisen. (§ 50 KrWG)  

• Für die Entsorgung der gefährlichen Abfälle ist eine Abfallerzeugernummer des Krei-
ses Ostholstein erforderlich. Diese Nummer wird auf formlosen Antrag von der Abfall-
behörde Ostholstein vergeben. (§ 28 NachwV)  

• Vor der Entsorgung der gefährlichen Abfälle ist ein Entsorgungsnachweis zu erstellen 
und bei der GOES (Gesellschaft für die Organisation der Entsorgung von Sonderabfäl-
len mbH Neumünster) einzureichen und bestätigen zu lassen. (§ 3 NachwV)  

• Vor dem Beginn von Abbruch-, Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten oder Bauar-
beiten muss der Arbeitgeber für die Gefährdungsbeurteilung Informationen, insbeson-
dere vom Auftraggeber oder Bauherrn, darüber einholen, ob entsprechend der Nut-
zungs- oder Baugeschichte des Objekts Gefahrstoffe, insbesondere Asbest, vorhan-
den oder zu erwarten sind. Die Erstellung eines Schadstoffkatasters ist zu überprüfen. 
Weiter reichende Informations-, Schutz- und Überwachungspflichten, die sich für den 
Auftraggeber oder Bauherrn nach anderen Rechtsvorschriften ergeben, bleiben unbe-
rührt. (§ 15 Abs. 5 Gefahrstoffverordnung)  

• Rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten ist die untere Abfallbehörde Ostholstein zu infor-
mieren.  

• Bei den Arbeiten mit asbesthaltigen Baustoffen sind die Vorschriften des Chemikalien-
rechtes und der Gefahrstoffverordnung insbesondere der TRGS 519 (technische Re-
geln für Gefahrstoffe) zu beachten. 

 

7.3 Archäologie 

Es wird ausdrücklich auf § 15 DSchG verwiesen: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, 

hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Stadt der oberen Denkmalschutzbehörde 

mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und 

die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der 

Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu 

dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übri-

gen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unver-

ändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von 

Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wo-

chen seit der Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch 

dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaf-

fenheit. 
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7.4 Hochwasserschutz 

Der Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz Schleswig-Holstein teilt 

Folgendes mit: 

„Teile des Geltungsbereichs der o.g. Bauleitplanung liegen in einem gemäß § 73 Abs. 1 Was-

serhaushaltsgesetz (WHG) ausgewiesenen Risikogebiet (Hochwasserrisiko). In dem für die-

ses Gebiet geltenden rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 12 ist daher die Erdgeschossfuß-

bodenhöhe aller neugeplanten Anlagen auf NHN +3,50 m festgelegt. Darüber hinaus sind 

Sicherungsmaßnahmen gegen Sturmfluteinwirkung zu treffen. Nach aktueller Rechtslage ist 

für die Ermittlung der Hochwasserrisikogebiete ein 200-jährliches Hochwasserereignis maß-

geblich. Dieses liegt in diesem Küstenabschnitt bei NHN +2,35 m. Demnach kann die Min-

destfußbodenhöhe für das EG gegenüber den aktuellen Festsetzungen reduziert werden. 

Das Hochwasserrisikogebiet ist nachrichtlich in die Planzeichnung zu übernehmen. Dement-

sprechend gelten bei der Errichtung neuer baulicher Anlagen folgende Auflagen und Fest-

setzungen: 

• Räume zum dauerhaften Aufenthalt von Personen auf Höhe von mind. NHN +2,85 m 
(OKFF) 

• Räume mit sonstiger Nutzung auf Höhe von mind. NHN +2,35 m (OKFF) 

• Besondere Sicherungsmaßnahmen von Haustechnikanlagen und Hausanschlüssen 

• Einrichtung gegen Rückstau in Ver- und Entsorgungsanlagen 

• Bauliche Anlagen müssen konstruktiv gegen Auftrieb und Unterspülung gesichert 
werden 

Insbesondere die im südlichen Teil des Geltungsbereichs dargestellte Parkgarage ist gegen 

eindringendes Hochwasser zu schützen. Denkbar ist auch eine komplette Räumung der Ga-

rage mit anschließender gezielter Flutung, um eine Auftriebssicherheit im Sturmflutfall zu 

gewährleisten.“  

Die oben genannten Anforderungen werden bei der Hochbauplanung beachtet. Das Hoch-

wasserrisikogebiet ist im Planwerk enthalten. 

Im Kapitel 6.6.1 der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes werden Vorranggebiete 

für den Küstenschutz und die Klimafolgenanpassung im Küstenbereich definiert. Demnach 

sind u.a. alle nicht durch Landesschutzdeiche oder Schutzanlagen mit einem vergleichbaren 

Schutzstandard geschützten Hochwassersrisikogebiete als ebensolches Vorranggebiet defi-

niert. Gemäß Ziel 2 sind diese Vorranggebiete von baulichen Anlagen, die nicht dem Küs-

tenschutz dienen, und sonstigen nur schwer revidierbaren Nutzungen, die im Konflikt mit den 

Belangen des Küstenschutzes und der Anpassung an den Klimawandel stehen, freizuhalten. 

Nur in begründeten Fällen kann vom Vorrang des Küstenschutzes und der 
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Klimafolgenanpassung abgewichen werden. Bei Überschneidungen mit Schwerpunkträu-

men für Tourismus und Erholung ist eine touristische Entwicklung und Erholungsnutzung 

weiterhin grundsätzlich möglich, soweit sie den besonderen Risiken hinreichend Rechnung 

trägt.  

Hierzu ist auszuführen, dass das Plangebiet im Geltungsbereich eines rechtskräftigen Be-

bauungsplans liegt, der für das Grundstück Baurechte vorsieht, wenn auch in geringerem 

Umfang. Die festgesetzte überbaubare Fläche wird zudem lediglich marginal von dem Hoch-

wasserrisikogebiet berührt. Das Plangebiet liegt in einem Schwerpunktraum für Tourismus 

und Erholung. Den besonderen Risiken wird durch bauliche Maßnahmen begegnet. 

Der Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz Schleswig-Holstein 

weist Folgendes hin: 

„Eine rechtskräftige Bauleitplanung, die unter Beteiligung der zuständigen Küstenschutzbe-

hörde aufgestellt wurde, ersetzt nicht die für den Einzelfall erforderliche küstenschutzrechtli-

che Genehmigung nach dem Landeswassergesetz. Sofern kein Baugenehmigungsverfahren 

nach LBO notwendig ist, sind die Genehmigungen direkt beim LKN.SH zu beantragen. Bei 

Ausweisung von Baugebieten in gefährdeten Bereichen bestehen gegenüber dem Land 

Schleswig-Holstein keine Ansprüche auf Finanzierung oder Übernahme notwendiger Schutz-

maßnahmen. Aufgrund dieser Stellungnahme können Schadenersatzansprüche gegen das 

Land Schleswig-Holstein nicht geltend gemacht werden. Eine Verpflichtung des Landes 

Schleswig-Holstein zum Schutz der Küste und zum Hochwasserschutz sowie eine Entschä-

digung bei Hochwasserschäden und Küstenabbruch besteht nicht.“ 

7.5 Schifffahrt 

Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller Art dürfen gemäß § 34 Abs. (4) des Bundeswas-

serstraßengesetzes (WaStrG) in der Fassung vom 23. Mai 2007 (BGBI. I S. 962) weder durch 

ihre Ausgestaltung noch durch ihren Betrieb zu Verwechslungen mit Schifffahrtszeichen An-

lass geben, deren Wirkung beeinträchtigen, deren Betrieb behindern oder die Schiffsführer 

durch Blendwirkungen, Spiegelungen oder anders irreführen oder behindern. Wirtschafts-

werbung in Verbindung mit Schifffahrtszeichen ist unzulässig. Von der Wasserstraße aus 

sollen ferner weder rote, gelbe, grüne, blaue noch mit Natriumdampf-Niederdrucklampen di-

rekt leuchtende oder indirekt beleuchtete Flächen sichtbar sein. Anträge zur Errichtung von 

Leuchtreklamen, Baustellenbeleuchtung und Parkplatzbeleuchtung usw. sind dem WSA 

Lübeck daher zur fachlichen Stellungnahme vorzulegen. 
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7.6 Sonstige Hinweise der Ver- und Entsorgungsträger 

 Deutsche Telekom Technik GmbH vom 16.09.2019 

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: Gegen die o.a. Planung haben wir grund-

sätzlich keine Bedenken, bitten aber zu berücksichtigen, dass in dem Plangebiet Telekom-

munikationskabel verlegt sind. Um Beschädigungen zu vermeiden, haben wir als Anlage den 

entsprechenden Bestandsplan für weitere Planungen beigefügt. Wir bitten Sie, die Ihnen 

überlassene Planunterlage nur für interne Zwecke zu benutzen und nicht an Dritte weiterzu-

geben. Die Zusendung des anliegenden Bestandsplanes entbindet Sie bzw. die bauausfüh-

renden Tiefbaufirmen/Personen nicht davon, sich vor Beginn der Baumaßnahme bei unserer 

offiziellen Planauskunft die aktuellen Bestandspläne anzufordern und sich bei Arbeiten in der 

Nähe von Telekommunikations-anlagen an die einschlägigen Bestimmungen zu halten. Nur 

so kann vermieden wer-den, dass Tiefbaufirmen oder (Privat-) Personen bei einer Beschä-

digung unserer Anlagen zum Schadensersatz herangezogen werden. Die aktuellen Pläne 

können über die nachfolgend aufgeführte Adresse Zentrale Planauskunft: E-Mail: planaus-

kunft.nord@telekom.de, Tel.: 0431 / 145-8888, Fax: 0391 / 580 225 405, angefordert werden. 

Ebenfalls bitten wir darum, weitere folgende Hinweise zu beachten: Generell gilt für zukünf-

tige Baugebiete folgender Grundsatz: Die Telekom prüft die Vorausset-zungen zur Errichtung 

eigener TK-Linien im Baugebiet. Je nach Ausgang dieser Prüfung wird die Telekom eine 

Ausbauentscheidung treffen. Vor diesem Hintergrund behält sich die Telekom vor, bei einem 

bereits bestehenden oder geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen anderen An-

bieter auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten. Die Versorgung der Bürger mit 

Universaldienstleistungen nach § 78 TKG wird sichergestellt.  

Im Fall eines Netzausbaus durch die Telekom, bitten wir aus wirtschaftlichen Gründen si-

cherzustellen,  

• dass für die hierfür evtl. erforderliche Glasfaserinfrastruktur in den Gebäuden von den 
Bauherren Leerrohre vorzusehen sind, um dem politischen Willen der Bundesregie-
rung Rechnung zu tragen, allen Bundesbürgern den Zugang zu Telekommunikati-
onsinfrastruktur => 50 MB zu ermöglichen,  

• dass für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsgebiet ei-ne 
ungehinderte und unentgeltliche Nutzung der künftigen Straßen und Wege möglich 
ist,  

• dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zugunsten der Telekom 
Deutschland GmbH eingeräumt und im Grundbuch eingetragen wird,  

• dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungs-
zonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für Stra-
ßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt,  
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• dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der 
Deutschen Telekom Technik GmbH unter der folgenden Adresse so früh wie möglich, 
mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden:  

Deutsche Telekom Technik GmbH  
PTI 11, Planungsanzeigen  
Fackenburger Allee 31  
23554 Lübeck  

Alternativ kann die Information gern auch als E-Mail zugesandt werden. Die Adresse hat 

folgende Bezeichnung: T-NL-N-PTI-11-Planungsanzeigen@telekom.de  

Vorsorglich weisen wir daraufhin, dass keine Verpflichtung seitens der Telekom besteht Fe-

rienwohnungen, Wochenendhäuser, Campingplätze, Wohnmobilplätze und dergleichen an 

das öffentliche Telekommunikationsnetz der Telekom anzuschließen. Gegebenenfalls ist 

dennoch die Anbindung an das Netz der Telekom auf freiwilliger Basis und unter der Voraus-

setzung der Kostenerstattung durch den Vorhabenträger möglich. Hierzu ist jedoch eine 

rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung des Vorhabenträgers mit der der Deutschen 

Telekom Technik GmbH erforderlich.  

 Schleswig-Holstein Netz AG vom 13.09.2019 

Gegen die o. g. Maßnahme bestehen unsererseits keine Bedenken, sofern bei der Maß-

nahme unser Merkblatt „Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten" berücksichtigt 

wird. Das Merkblatt erhalten Sie nach einer Anfrage zu einer Leitungsauskunft oder über 

unsere Website www.sh-netz.eom Für Ihre Planung notwendige Bestandspläne der Schles-

wig-Holstein Netz AG erhalten Sie unter: leitungsauskunft@sh-netz.com. Unsererseits sind 

keine Baumaßnahmen geplant. Die im angrenzenden Bereich befindlichen Versorgungsan-

lagen müssen berücksichtigt werden. Um Schäden an diesen Anlagen auszuschließen, ist 

bei der Durchführung der beabsichtigten Arbeiten unser Merkblatt „Schutz von Versorgungs-

anlagen bei Bauarbeiten" zu beachten. Das Merkblatt erhalten Sie nach einer Anfrage zu 

einer Leitungsauskunft oder über unsere Website www.sh-netz.com. Für Ihre Planung not-

wendige Bestandspläne der Schleswig-Holstein Netz AG erhalten Sie unter: leitungsaus-

kunft@sh-netz.com. Bitte beachten Sie, dass im Planungsbereich Leitungen anderer regio-

naler bzw. überregionaler Versorger vorhanden sein können. 

 Schleswig-Holstein Netz AG, Leitungsauskunft vom 10.09.2019 

In dem von Ihnen angegebenen Bereich befinden sich Versorgungsanlagen aus dem Ver-

antwortungsbereich der Schleswig-Holstein Netz AG. Mit diesem Schreiben erhalten Sie 

Planauszüge, aus denen die Lage der Versorgungsanlagen im Verantwortungsbereich der 

mailto:leitungsauskunft@sh-netz.com
mailto:leitungsauskunft@sh-netz.com
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Schleswig-Holstein Netz AG im o. a. Bereich ersichtlich ist. Die Planauszüge dienen nur zu 

Planungszwecken und dürfen nicht an Dritte weitergegeben werden. Die in den Leitungsplä-

nen enthaltenen Angaben und Maßzahlen sind hinsichtlich der Lage und Verlegungstiefe 

unverbindlich; Abweichungen sind möglich. Bei einer Bauausführung sind durch die ausfüh-

rende Firma aktuelle Planauszüge rechtzeitig vor Baubeginn anzufordern. Das Merkblatt 

"Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten" ist bei den Planungen zu beachten. An-

merkungen: Ihre Anfrage wurde an das zuständige Netzcenter zur weiteren Bearbeitung wei-

tergeleitet. Anlagen: Merkblatt, Leitungsanfrage, MS_NS.pdf 

 

 Zweckverband Ostholstein vom 30.09.2019 

In dem Gebiet verlaufen diverse Leitungen und Kabel der ZVO Gruppe und ggf. kann es zu 

Konflikten mit unseren Anlagen kommen. Zurzeit sind keine Bauvorhaben der ZVO Gruppe 

in dem angegebenen Bereich vorgesehen. Unsere Leitungen und Kabel dürfen in einem Be-

reich von 2,50 m, jeweils parallel zum Trassenverlauf, weder überbaut (Gebäude, Carport, 

Stützwände, Fundamente, etc.) noch mit Anpflanzungen versehen werden. Einzelne Baum-

standorte sind mit uns vor der Bauausführung abzustimmen.  

Falls für Ihre Planung noch Bestandsunterlagen der ZVO-Gruppe benötigt werden, bitten wir 

Sie sich an ihren Ansprechpartner Herrn Thömke zu wenden, der für Sie unter der Rufnum-

mer 04561/399 320 zu erreichen ist. Durch Ihr Bauvorhaben notwendiges Anpassen und 

Umlegen von Leitungen und Kabel, wird von uns vorgenommen. Besondere 
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Schutzmaßnahmen, z.B. bei Baumstandorten sind mit uns abzustimmen. Diese Arbeiten 

werden zu Lasten des Verursachers ausgeführt. Für weitere Fragen steht Ihnen Herr Peters, 

Telefon 04561/399 491 zur Verfügung. Dieses Schreiben ergeht auch in Vertretung der ZVO 

Entsorgung GmbH und der ZVO Energie GmbH. 

8 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen 

Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der B-Plan die Grundlage bildet 

Die Sicherung des allgemeinen Vorkaufsrechts (§ 24 BauGB) sowie des besonderen Vor-

kaufsrechtes (§§ 25 und 26 BauGB) im Plangebiet sind nicht vorgesehen. 

Umlegung, Grenzregelung, Enteignung 

Soweit sich das überplante Gebiet im privaten Eigentum befindet und die vorhandenen Gren-

zen eine Bebauung oder Nutzung nach dem vorliegenden Bebauungsplan nicht zulassen, 

wird eine Umlegung der Grundstücke nach § 45 vorgesehen. Wird eine Grenzregelung er-

forderlich, so findet das Verfahren nach § 80 ff BauGB Anwendung. Bei Inanspruchnahme 

privater Flächen für öffentliche Zwecke findet das Enteignungsverfahren nach § 85 BauGB 

statt. Die vorgenannten Verfahren werden jedoch nur dann durchgeführt, wenn die geplanten 

Maßnahmen nicht oder nicht rechtzeitig zu tragbaren Bedingungen im Wege freier Verein-

barungen durchgeführt werden können. 

9 Kosten 

Durch die Inhalte des Bebauungsplanes entstehen der Stadt Heiligenhafen keine Kosten. 

10 Billigung der Begründung 

Diese Begründung wurde in der Sitzung der Stadtvertretung der Stadt Heiligenhafen am ........ 

gebilligt. 

 

Heiligenhafen,                                         Siegel                                          (Kuno Brandt) 

                                        - Bürgermeister - 

 

Der Bebauungsplan Nr. 12, 18. Änderung ist am …………. rechtskräftig geworden. 

 

 


